
Wilfried
Kalk
IreneDittrich
„Wir wollennicht län-
gerMenschen zweiter
Klasse sein!"
DerMetallarbeiterstreikin
Schleswig-Holstein1956/
57

Unter dieserLosung wurdederbisheute längste Arbeitskampf
inder GeschichtederBundesrepublik, derStreikderMetallar-
beiter inSchleswig-Holstein,16 Wochen lang vom 24. Oktober
1956 bis zum 14.Februar 1957 geführt. Rund 30000Metaller
legten dieArbeitnieder,um vorallem dieLohnfortzahlung im
Krankheitsfalle und damit die Gleichstellung mit den Ange-
stelltendurchzusetzen.

In dem vorliegenden Aufsatz soll die wirtschaftliche und
soziale Situation vor Beginn des Streiks sowie sein Verlauf
geschildert werden. Zudem soll die detaillierte Darstellung
einzelner Teilbereiche, wiez.B.des Streikalltags,derSolidari-
tätsbewegung usw.,einen Gesamteindruck des Streiks zu ver-
mitteln versuchen. Ineinem Schlußteil werdender Streik und
seine Folgen thesenartigeingeschätzt. Insgesamt erhebt dieser
Aufsatz keinen Anspruch auf Vollständigkeit, vielmehr sind
wir der Meinung, daß einzelne Teilbereiche erst umfassender
dargestellt werden könnennach weiteren Forschungen und
Befragungen auf lokaler und regionaler Ebene.

Seit Endeder 40er Jahre war dieSituationinder Bundesre-
publik Deutschland gekennzeichnet durch die Restauration
der privatkapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nungund einezunehmende wirtschaftliche,politischeundmili-
tärische Westintegration. Innenpolitisch gabbesonders dieRe-
militarisierung Anlaß zu Auseinandersetzungen. Die Zeit des
Kalten Krieges brachte einen zunehmenden, unreflektierten
Antikommunismus mit sich,derauch innerhalbdesDGB Wir-
kung zeigte.

Seit Beginn der 50er Jahre sahen sich der DGB und seine
Einzelgewerkschaften einer verstärkten antigewerkschaftli-
chen Offensive der Unternehmer gegenüber. Bei der Ausein-
andersetzung um das Betriebsverfassungsgesetz mußte der
DGB eine Niederlage hinnehmen, da u.a. die paritätische
Mitbestimmung in den Aufsichtsräten nicht durchgesetzt wer-
denkonnte.Eine ähnliche „Schlappe" erlitt derDGB1955bei
der Verabschiedung des Personalvertretungsgesetzes für den
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öffentlichenDienst. Gleichzeitigversuchten dieUnternehmer
immer wieder, Streikvorbereitungen in der Öffentlichkeit als
Vorbereitung zumStaatsstreichdarzustellen.DenStreikenden
wurde jahrelang Not als Folge angeblich „überzogener" ge-
werkschaftlicher Forderungen vorausgesagt.

1954verabschiedetederDGBeinAktionsprogramm,indem
im Rahmen der bestehenden Gesellschaftsordnung realisier-
bare, unmittelbar an den Interessender Lohnabhängigen an-
knüpfende Forderungenaufgestellt wurden.Darin wurdeu.a.
eine kürzere Arbeitszeit, die5-Tage-Woche bei vollem Lohn-
ausgleich mit täglich8-stündiger Arbeitszeit,dieErhöhungder
LöhneundGehälter und eine ausreichendeUnterstützung bei
Arbeitslosigkeit, Krankheit,Unfall, Alter undNot gefordert.
Mitder Verkündung dieses erstenAktionsprogramms undder
Hauptforderung tarifpolitischer und gewerkschaftlicher Nah-
ziele verlagertesichdieInitiativezurDurchsetzung dieserFor-
derungen vomDGB auf dieEinzeigewerkscharten.Hier über-
nahm vor allem die Industriegewerkschaft Metall (IGM) als
stärkste Einzelgewerkschaft die Rolle des „Schrittmachers".
Dies wird schon durch die Tatsachedeutlich, daß alle großen
tarifpolitischen Kämpfe inden 50er Jahren indenBereich der
IGMetall fallen-der Streik der Metaller inHessen1951,der
Streik der Metaller inBayern 1954 und schließlich der Streik
der Metaller inSchleswig-Holstein 1956/57.

Der Streikder Metaller
vom24. 10.56bis
zum14.2. 57
Worum ging es indie-
sem Streik?

Die Hauptforderungen eines der wichtigsten Streiks der bun-
desdeutschen Geschichte waren: 1. Lohnfortzahlung im
Krankheitsfalle für Arbeitnehmer für die Dauer von 6 Wo-
chen;2. ZahlungeineszusätzlichenUrlaubsgeldes inHöhevon
7,50DM täglich;und 3. die Verlängerung desUrlaubs. Dieser
Arbeitskampf hatte exemplarische Bedeutung: DieDiskrimi-
nierung der Arbeiter gegenüber den Angestellten im Krank-
heitsfallesolltebeseitigt werden.Der politische Charakter des
Arbeitskampfes um die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle
wurde noch dadurch unterstrichen, daß die Regierungspar-
teienim Bundestag (CDUundFDP) bis zudiesem Zeitpunkt
die Verabschiedung einer von der SPD 1955 eingebrachten
Gesetzesvorlage zu dieser Frage immer wieder durch Verta-
gungsanträgeverzögerthatten.

Im „Bremer Abkommen"von Anfang 1956, einer Vereinba-
rungzwischen der IGMetallund den Arbeitgeberverbänden,
wurde zwar eine Arbeitszeitverkürzung auf 45 Stunden und
eine Tariflohnerhöhung um 8 Prozent festgelegt, aber die
Frage derLohnfortzahlung imKrankheitsfalle warausgeklam-
mert worden.

Die wirtschaftliche La-
ge der Metallindustrie
und die sozialeSitua-
tion derMetallarbeiter
imTarifgebiet Schles-
wig-Holstein

Die wirtschaftlichen Voraussetzungen der metallverarbeiten-
denIndustrieundinsbesonderedesSchiffbaus zur Realisierung
der gewerkschaftlichen Forderungen waren außerordentlich
günstig: Während der Umsatz je geleisteter Arbeitsstunde in
der metallverarbeitenden Industrie von1951 6,52DM(Schiff-
bau 6,25DM) bis 1955 auf 9,54DM (Schiffbau 10,98DM)
stieg, waren die Löhne je geleisteter Arbeitsstunde nur von
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1951 1,44DM (Schiffbau 1,53DM) bis 1955 auf I,BIDM
(Schiffbau 1,96DM) gestiegen, d.h. real ging der Lohnanteil
amUmsatzindermetallverarbeitendenIndustrieum 25,7Pro-
zent und imSchiffbauum28,1Prozent zurück. 1

Darüber hinauswar die Auftragslage hervorragend. DieKa-
pazitäten der Werften-über 25000 der insgesamt rund 60000
schleswig-holsteinischen Metaller arbeitetenaufihnen-waren
so stark ausgelastet, daß zum Teil Lieferfristen bis zum Jahr
1962bestanden. Die Auftragslage der meistenanderenmetall-
verarbeitenden Betriebegestaltete sich ebenso günstig, da sie
größtenteils Zulieferbetriebe der Werften waren. Die Streik-
leitung hatte
„errechnet, daß die Erfüllung der beiden Hauptforderungen
nach Lohnausgleich und Urlaubsgeld etwa 3,23 Prozent der
Bruttolohnsumme ausmachen würde. Die Abteilung des Vor-
standes kam zu ähnlichen Ergebnissen; diese Berechnungen
sindbishernicht widerlegt worden."2

An der Verbesserung der ökonomischenSituation in der
Metallindustrie hattendie Arbeiter undihre Familienbis zum
Zeitpunkt des Streiks kaum Anteil. Auf dem 3. ordentlichen

1Vgl.Dokumentation.Streik derMe-
taller Schleswig-Holstein 1956/57,
hrsg. von dem Vorstand der IG Me-
tall, Frankfurt/Main 1978, S. 49. Ab-
kürzung: Dokumentation.
2 Dokumentation,S. 75

Plakat des DGB, 1956
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DGB-Kongreß 1954 führte V. Agartz, damaliger Leiter des
Wirtschaftswissenschaftlichen Institutsdes DGB, aus:

„Es steht fest, daß etwa 80 Prozent aller Berufstätigen ein
Einkommen unter 400DMbruttohaben. Es steht fest, daß der
deutsche Industriearbeitermitder Kaufkraft seines Lohnesfür
eine Arbeitsstunde von 16 westlichen Ländern an drittletzter
Stellesteht.Esstehtfernerfest, daß diePreisefür Lebensmittelin
diesen16 Ländernsich so gruppieren, daß Westdeutschland in
der Spitzengruppe, und zwar an vierter Stelle, rangiert."3

Daß die Forderung nach einem Wegfall der Karenztage im
Krankheitsfalle für einenArbeiter,abgesehen vonderBenach-
teiligung gegenüber einem Angestellten, auch in finanzieller
Hinsicht immer notwendiger wurde, zeigen folgende Zahlen:
Die Anzahlder Krankheitsfällestieg von 1949 mit 51,9 bei100
Krankenkassenmitgliedern bis1956auf63,9. Ende1955 schie-
den 73,8 Prozent aller invalid gewordenen Arbeitnehmer vor
Vollendung des 65. Lebensjahres aus. Das durchschnittliche
Invaliditätsalter lag 1956 bei ca. 53 Jahren.Bei denHowaldt-
werken inKiel waren im Winter 1955/56 vonca. 13 000 Arbei-
tern3 000erkrankt. 1955hatte fast jeder4.Werftarbeiter einen
Unfall.4

Die Unternehmer weigerten sich aber aus grundsätzlichen
Erwägungen, die Forderungen zu erfüllen, da sie u.a. einen
Präzidenzfall für die gesamte Bundesrepublik und für andere
Industriezweige vermeiden wollten.

3 Zit.n.Deppe,F.,Fülberth, G.,Har-
rer,H.-J. u.a.:Geschichte derdeut-
schen Gewerkschaftsbewegung, Köln
1977,S. 350f.
4 Vgl. Streik-Nachrichten Nr.2 vom
26.10. 1956;Köhler,F.: Drei gerechte
Forderungen, Berlin (DDR) 1958, S.
34f.

Der Beginn des StreiksBereits im August 1955 hatte der Vorstand der IG Metall
beschlossen, alleRahmentarifverträge zukündigen, beidenen
die Möglichkeit dazu bestand. Dies war u.a. in Schleswig-
HolsteinderFall.ImSeptember 1955 fordertedieGroße Tarif-
kommission Schleswig-Holstein alle Verwaltungsstellen auf, in
Funktionärsversammlungen Vorschläge für einen neuen
Rahmentarifvertrag zu entwickeln. Eine kleine Kommission
beriet dannden Vertragsentwurf, der gleichzeitig eine Umset-
zung des DGB-Aktionsprogramms bedeutete. Diesen Ver-
tragsentwurf erhielten die betroffenen Arbeitgeberverbände,
der Arbeitgeberverband der Metallindustrie in denKammer-
bezirken KielundFlensburg c.V.und der Verbandder Eisen-
und Metallindustrie in Schleswig-Holsteinim April 1956 zuge-
stellt.Am 28. Juli1956 fandenerste Gesprächemit den Arbeit-
gebern statt. Doch eine baldige Einigung war nicht zu erwar-
ten. Bereits ab August wurde auf der Howaldtwerft von der
MöglichkeiteinesStreiks gesprochen, da die Arbeitgeber den
Hauptforderungen nicht entgegenkommen wollten. Am
28.September 1956 erklärte die gewerkschaftliche Verhand-
lungskommission das Angebot der Arbeitgeber für unzurei-
chend: die Zahlung eines zusätzlichen Urlaubsgeldes wurde
abgelehnt, bei der Lohnfortzahlung imKrankheitsfall wollten
die Arbeitgeber nur die Regelung zugestehen wie sie in der
Heizungsindustrie vereinbart worden war. Indieser Branche
wurdedieLohnfortzahlung aucherst nach einem Streik durch-
gesetzt,abernicht alsBestandteil einesRahmentarifvertrages,
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sondern als Sozialleistung dereinzelnenBetriebe.Dieser Vor-
schlag war für dieIGMetall unannehmbar.

Daraufhinbegann nacheinerGroßkundgebung inderKieler
Ostseehalle am 8.Oktober 1956 die Urabstimmung über das
Angebot der Arbeitgeber am 11./12.10.56. Diese Urabstim-
mungwar gleichzeitig gekoppelt mit derFrage nachderStreik-
bereitschaft. Insgesamt erklärtensich indieserUrabstimmung
77,5% der Arbeiter bereit,der Streikaufforderung zu folgen.
So legten als erste am 24.10.1956um6Uhr über 18000 Arbei-
ter in 15 Betrieben für den-wiesich zeigen sollte- längsten
Streik derGeschichte derBRD die Arbeit nieder.Ausgenom-
men warenNotstandsarbeiter, Angestellteund Lehrlinge.5

Die IGMetall hattesich lange auf den Streik inSchleswig-
Holstein vorbereitet. Sie hatte bereits 1954 beim Streik in
Bayerneine Niederlage hinnehmenmüssen. Aufgrund derne-
gativenErgebnisseundErfahrungen6indiesem Streik hattesie
eine neue Streiktaktik entwickelt, die „flexible Eskalation".
Der Streik in Schleswig-Holstein sollte ein Schwerpunktstreik
sein, der seinen Ausgang auf den Werften nehmen und auf
immer weitere Betriebe ausgedehnt werden sollte. Weiterhin
sollte der Erfolg des Streiks durch die gewerkschaftliche Be-
treuungderStreikenden in ihrerFreizeit unddurchdieEinbe-
ziehung undInformationderEhefrauenundFamiliengewähr-
leistet werden.

5 Die Angaben über die Anzahl der
Streikenden sind häufig unterschied-
lich:DieSummeallerBeschäftigtenin
bestreikten Betrieben betrug ca.
42000, davon warenüber 34000 Ar-
beiter, von denen29500 als Streiken-
de registriert waren. Die Differenz
von 5000 Arbeiter/innen zwischen
Streikenden und Beschäftigten setzt
sich zusammen aus Notstandsarbei-
tern (ca. 1000), Streikbrechern (ca.
800), Lehrlingen und unorganisierten
Arbeitern. Eingroßer Teil derunorga-
nisierten Arbeiter wanderte bereits
vor Beginn des Streiks in andereBe-
triebe ab.
AufBeschluß der ZentralenStreiklei-
tung wurdennebenPförtner-,Feuer-
wehr-, Sanitätsdienst undder Ablage
vonMaterialienalsNotstandsarbeiten
nur solche Dockarbeiten genehmigt,
beidenenSchiffe aufgrundvonHava-
rien im Bereich der Wasserlinie be-
schädigt warenund aufgrund dessen
dringend repariertwerdenmußten.

6 Im .Bayernstreik'1954 blieben die
materiellen Vereinbarungen hinter
denForderungenderStreikendenzu-
rück. Während des Streiks versuchte
die Landesregierung zunehmend,
Druck auf die Gewerkschaften aus-
zuüben. Zwischen den Streikenden
undderPolizeikameszugewaltsamen
Auseinandersetzungen.Von denAn-
gestellten, die ehemals für den Streik
gestimmt hatten, beteiligtesichkaum
jemand amStreik. Die Unternehmer
versuchten, die Streikenden durch
Kündigungen, Räumungsklagen und
Mieterhöhungen bei Werkswohnun-
genzur Aufgabe des Streiks zu zwin-
gen.

Gründe für einen
Schwerpunktstreik

Der Organisationsgrad der Metallarbeiter in Schleswig-Hol-
stein besonders in den Zentren der Werftindustrie, war sehr
hoch. Im gesamten Tarifgebiet betrug er 71,9% (Stand April
1956),von 62366 Arbeitern waren44856 Mitglieder derIGM.
Kiel-Eckernförde: rund 85%; Flensburg-Westerland: rund
93 %;Lübeck: rund 68%;Kielund Flensburgstellten zusam-
men mehr als55 % der Abstimmungsberechtigten imStreikge-
biet.Einegeringe Organisationsdichte bestand imWestenund
Süden des Landes: Elmshorn 51%;Rendsburg 45,5 %.In fast
allen Verwaltungsstellen existierte ein gut ausgebauter Ver-
trauensleutekörper.

Streikbeginn
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Die verhältnismäßig geringe Zahlder indenStreik einbezo-
genen Arbeiter war für die IGM finanziell kein Problem, an-
ders als bei einemFlächenstreik. Darüber hinaus war die öf-
fentliche Wirkung größer, wenn Großbetriebe bestreikt wur-
den-zuerstWerften undMaschinenfabrikenmitmehrals 1000
Beschäftigten. Da in der Regel die Zahl der organisierten
Arbeiter inGroßbetrieben größer war, wurde gleichzeitig die
Zahl der Streikbrecher gering gehalten. So gab es auf der
Howaldtwerft beirund 13 000Arbeiternetwa16 Streikbrecher.
Außerdem blieben die Unternehmer bei diesem Vorgehen in
Ungewißheit, wannihrBetriebindenStreikeinbezogen wurde
und wiedastatsächlicheKräfteverhältnis aussah.Für eine Aus-
weitung des Streiks auf nicht so gutorganisierte Betriebeblieb
weitere Zeit zur Vorbereitung.

Entsprechend dieser Taktik bezog die IGMetall immer wei-
tere Betriebe in den Streik ein, bis zum Schluß in 13 Städten
Schleswig-Holsteins rund 30000 Arbeiter streikten: inKiel,
Lübeck, Eckernförde,Flensburg, Rendsburg, Neumünster,
Mölln,Lauenburg, Wedel, Elmshorn,Lägerdorf, Itzehoeund
Travemünde.

VonLauenburgbisFlensburg fandder
Streikaufruf der IG Metallhohe Zu-
stimmung
Oben:dasStreiklokal „Eschenkrug"in
Lauenburg. Unten: Streikposten in
Flensburg
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Der weitereVerlauf
desStreiks

Seit Anfang Dezember versuchte der schleswig-holsteinische
Ministerpräsident vonHassel, IG Metall und Arbeitgeber zu
Verhandlungen zu bewegen. Da die Arbeitgeber jedoch von
der Gewerkschaft vor Beginn der Gespräche die Aussetzung
des Streiks verlangten, war die IGMetallzu weiterenGesprä-
chennicht bereit.Daraufhin legte vonHassel seinerseits einen
Vermittlungsvorschlag vor. Diesen Vorschlag bezeichnete die
Streikleitung als unannehmbar,da zum einen die Forderung
nach einem zusätzlichen Urlaubsgeld gar nicht aufgegriffen
wurde und zum anderen in der Frage der Lohnfortzahlung im
Krankheitsfalle eine kommende gesetzliche Regelung als
Grundlage vorgesehen war,von der man vorallemnicht wisse,
„wie einederartige gesetzlicheRegelung aussehen wird".1

Immerhin erreichte es vonHassel,daß beide Verhandlungs-
partner - IGMetallund Arbeitgeber - die Schlichtungsstelle
unter dem Vorsitz des Kieler Arbeitsrechtlers Prof. Nikisch
anriefen.Der vonder Schlichtungsstelle am 31.12.1956gegen
die Stimmen derIGMetallangenommeneEinigungsvorschlag
erhielt keine Regelung der Karenztage, der für die Gewerk-
schaft den Kernpunkt darstellte. Dem Schlichtungsvorschlag
entsprechend solltedies einerparlamentarischenEntscheidung
überlassen bleiben. Am 07.01.57 wurde dieser Vorschlag auf
Empfehlung der Großen Tarifkommission der IG Metall in
einer 2. Urabstimmungmit 97Prozent abgelehnt.8

Dannach wurdeder Streikerneut ausgeweitet bis er schließ-
lich30000Metaller einbezog.

7 Streik-Nachrichten Nr. 36 vom
14. 12. 1956,S. 1.
8 Vgl. dieKommentierungder Streik-
NachrichtenNr. 50 vom 9.1. 1957,
S.1.

Die3. Urabstimmung Nachdem eine Lösung in Schleswig-Holstein nicht in Sicht
schien, schaltete sich Bundeskanzler Dr. Adenauer (CDU)
ein. InBonnfanden-wie es dieIGMetallnannte- „Informa-
tionsgespräche" statt. Obwohl sichdie Gewerkschaften immer
gegen eine staatliche „Einmischung" gewandt hatten,stimmte
dieIGMetalldiesemVorgehen zu.Neue Verhandlungen unter
dem Vorsitz des ehemaligen Arbeitsministers von Nordrhein-
Westfalen, Ernst,wurdenvereinbart,diemit demsogenannten
„Bonner-Abkommen" endeten.Im „Bonner-Abkommen" tra-
fen die Tarifpartner hinsichtlich der Karenztage folgende Re-
gelung:Beieiner Betriebszugehörigkeitvonmehr als 3Mona-
tenundeinerKrankheitsdauervon über 7 Tagen solltekünftig
1 Karenztag, bei einer Krankheitsdauer von über 2 Wochen
sollten3 Karenztage mit dem Netto-Arbeitsverdienst voll be-
zahlt werden.DieBezugsdauer für denLohnausgleich sollteim
Krankheitsfalle zukünftig bei einer Betriebszugehörigkeitvon
3Monatenbis3 Jahren für 21Kalendertage, beiüber 3Jahren
für 28 Kalendertage in jedem Kalenderjahr betragen. Die
HöhedesLohnausgleichs wurde auf90Prozent desNettoloh-
nes festgelegt. AuchindenPunktenUrlaubsverlängerung und
Urlaubsvergütung konnten aus Sicht der IGMetall Verbesse-
rungenerzielt werden.

Am 30.01.1957 wurde das „Bonner-Abkommen" zur Urab-
stimmungvorgelegt. Vorausgegangen warenheftige Auseinan-
dersetzungen innerhalb der IGMetall. Die Streikleitung und
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dieGroße Tarifkommissionempfahlen dieAnnahmemit einer
knappen Mehrheit von 32 zu 30 Stimmen.

Die IG Metall mobilisierte für die Annahme: Die Streik-
Nachrichten berichteten in einer Sondernummer (26.01.57)
über das BonnerVerhandlungsergebnis. Inder darauf folgen-
den Ausgabe der Streiknachrichten erschienein Artikelunter
derÜberschrift „Erfolggewerkschaftlicher Kraft",dermit dem
Aufruf endete:

„FolgtdieserEmpfehlung EurerOrganisation. Weist alleEin-
mischungsversuche außerhalb der IG Metallstehender politi-
scher Kräfte zurück. Beendet diesen großen Arbeitskampf
ebenso einheitlich undgeschlossen, wie Ihr ihn begonnen und
fast14 Wochenhindurchgeführt habt!Machtdie Urabstimmung
zueiner erneuten mächtigen Demonstrationgewerkschaftlicher
Einheit, Geschlossenheit und Kraft!"9

Aufgrund der Bedeutung dieser Urabstimmung-und wohl
auch aufgrund der z. T. weitaus negativeren Einschätzung des
Bonner Verhandlungsergebnisses durch die Streikenden -
wandte sichOttoBrenner, Vorsitzenderder IGMetall,selbst
an die Metaller und propagierte den „großen sozialen Fort-
schritt":

„Ihr habt nun das letzte Wort zur Entscheidung über An-
nahme oder Ablehung inder Urabstimmung. Wir sindder Mei-
nung, daß der vereinbarte Lohnausgleich für Arbeiter bei
KrankheitenundUnfällenein wesentlicherBeitrag zudersozia-
len Gleichstellung der Arbeitnehmer ist. Viele, auch in unseren
eigenen Reihen mögen heute noch nicht die Bedeutung des
Durchbruches erkennen. Aber es wird die Zeitkommen, in der
dergroße Streik derMetallarbeiter in Schleswig-Holstein alsdie
Ursache einer schnelleren Entwicklung zur gesellschaftlichen
Gleichberechtigung der Arbeiteranerkannt wird. ...

Für EuregewerkschaftlicheHaltungundSolidaritätinden14
Wochen des Streiks danke ich Euch und hoffe, daß der Streik
genauso geschlossen beendet wird, wie er vor 14 Wochen be-
gann.

"10

Obwohl Gewerkschafts- und Streikleitung umfassend für
eine Annahme des Verhandlungsergebnisses eintraten,
schätztedieMehrheitderStreikendendasErgebnisanders ein.
Auf den Streikversammlungen und auf den Versammlungen
mittlererFunktionäre war die Rede von „Verrat" und „Umfal-
lenderFührung". Das Ergebnis stellenicht die Gleichbehand-
lung mit den Angestellten dar. Nach tumultartigen Auseinan-
dersetzungen auf einer Versammlung von 500 Funktionären
der IGMetall wurden alle weiteren Großveranstaltungen die-
ser Art von derGewerkschaft abgesagt. Gegenversammlungen
wurden von denStreikenden organisiert, selbstgefertigte Pla-
kate mit den Parolen „Durchhalten", „Wir streiken weiter"
ausgehängt.

So wurde zumersten Mal während des Streiksdeutlich, daß
dieStreik-undGewerkschaftsführung dieKampfentschlossen-
heit der streikenden Arbeiter unterschätzten.

Ander Urabstimmungam30.01.1957nahmen29488 Stimm-
berechtigte teil, davon stimmten 76,24 Prozent gegen, 21,43

9 Streik-NachrichtenNr.64 vom28. 1.
1957, 5.1.
10 Streik-NachrichtenNr. 65vom29. 1.
1957, S.l.

Aus: Streiknachrichten, 21.12.1956
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Prozent für die Annahme.Besondershoch warder Anteilder
Gegenstimmen inFlensburg (91,9 Prozent), inKiel (81 Pro-
zent) und inLübeck (77Prozent). DasErgebnisderUrabstim-
mung wurde am 31.01. in einer Sonderausgabe der Streik-
Nachrichtenbekanntgegeben ohneeinekonkretere Aufschlüs-
selung der Abstimmungsergebnisse nachOrtenundendetemit
dem Hinweis:„Diezuständigen GremienderIGMetallwerden
sich umgehendmit diesem Ergebnis befassen.

" u
Am darauf folgenden Tag erklärte der Vorstand der IG

Metallunter der Überschrift „Der Streikgeht weiter":
„Das Ergebnis der Urabstimmung der streikenden Metallar-

beiter Schleswig-Holsteins ist eine erneute und eindringliche
Mahnung anallefür diesozialenundpolitischen Verhältnisse in
der Bundesrepublik Verantwortlichen. Wenn nacheinem14wö-
chigen Arbeitskampf- derfür Tausende vonArbeiternundihre
Familien trotzallersolidarischenund wirtschaftlichenHilfeNot
undEntbehrung bedeutet- vondenStreikendendasvorliegende
Verhandlungsergebnis in geheimer Abstimmung mit einer
Mehrheit von76,2Prozentabgelehnt wird, dannzeigt dies, wie
eindringlich eine echteunddurchgreifendeBesserungdersozia-
len Verhältnisseist.

Der Vorstandder IGMetallrespektiert das einwandfrei demo-
kratisch zustandegekommene Abstimmungsresultat. Er wirdso
wie bisher auch weiterhin den Streikenden seine solidarische
Hilfezuteil werdenlassen unddieÖffentlichkeit und dieBedeu-
tungdes Arbeitskampfes inSchleswig-Holsteinfür densozialen
Fortschritt aufklären.

Gleichzeitigerklärtder Vorstand, daß dieIGMetallbereitist,
unverzüglich in neue Verhandlungen mit den Arbeitgeberver-
bänden einzutreten. Zu diesem Zwecke soll die zwischen den
Tarifparteien vereinbarte freiwillige Schlichtungsstelle angeru-
fen werden...."u

Dieser Beschluß verdeutlicht,in welchschwieriger Situation
sich der Vorstand der IG Metall nach der Ablehnung des
Verhandlungsergebnisses durch die Streikenden befand. Der
Vorstand der IGMetallmußte entscheiden, ob er sich wieder
an die Spitze des Streiks stellen und wie er dann mit dem
eigenen - in der Tarifkommission mehrheitlich gefaßten -
Wunsch nach Beendigung des Streiks und dem Willen der
Streikenden nachFortsetzungverfahren sollte.

Indieser Frageentschied sichder Vorstand derIGMetallfür
den „Mittelweg":Einerseits übernahm die Gewerkschaft wie-
der die Streikführung, andererseits wollte sie durchdieunmit-
telbare Aufnahme weiterer Verhandlungen möglichstbald zu
einemmehrheitsfähigen Verhandlungsergebnis beitragen.

Das Verhalten der Gewerkschafts- undStreikleitungim wei-
teren Verlauf des Streiks war somit auch auf dieses Ziel -
Annahme eines Kompromißvorschlages - ausgerichtet. Nach
der 3. Urabstimmung erfolgte keine weitere Ausweitung des
Streiks,Film- undsonstige kulturelle Veranstaltungen fanden
nichtmehr statt.Stattdessenwurdeder bisher durchdenStreik
erreichteErfolgindenStreik-NachrichtenundStreikversamm-

1
'
Streik-NachrichtenNr.67vom31.1.

1957, Sonderausgabe.
12 Streik-NachrichtenNr. 68 vom1.2.
1957, 5.1.
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Lungen hervorgehoben undbeinocheinigenVerbesserungen in
der Frage der Karenztage das Ende des Streiks propagiert.

Die allgemeine Reaktion der bundesdeutschen Presse zu
demUrabstimmungsergebnis läßt sichschonausdenSchlagzei-
gen ablesen: „StaatlicherNotstand", „Maßlosigkeit,, , „Streik-
recht gerät in Krise"etc. Die IG Metall sahsich-nicht zum
ersten Mal - dem Vorwurf gegenübergestellt, die Arbeiter
aufgehetzt zuhaben. Aufgrund derHöheder Streikunterstüt-
zunghabeohnehinkein Arbeiter mehr Lust zum Arbeiten.

4.Urabstimmung und
Beendigung des
Streiks

NachdemdieIGMetalleinseitig dieSchlichtungsstelle angeru-
fenhatte, begannen die Verhandlungen am 8. 2. 1957 inKiel,
wiederum unter dem Vorsitz des ehemaligen Arbeitsministers
Ernst. Weitere Verbesserungen in denPunkten Lohnfortzah-
lungund Karenztage konntedie IGMetallerreichen." „Die bisher vorgesehene Wartezeit von sieben Kalenderta-

gen, eheder Lohnausgleich beiKrankheitbezahlt wird, fällt
künftig weg. Das bedeutet, daß der Arbeiter vom vierten
Krankheitstage ab denAusgleichzwischendemKrankengeld
der Krankenkasse und 90 Prozentdes Nettolohneserhält." Während noch auf Grund des Bonner Verhandlungsergeb-
nisses sowohlfür denLohnausgleich als auchfür dieBezah-
lung derKarenztage eine mindestens dreimonatige Betriebs-
zugehörigkeit Voraussetzung war, ist diesenun aufdie vier-
wöchigeProbezeit verkürzt worden. EinArbeiter, derdiese
im Tarifvertrag festgelegte Probezeit hinter sich hat, besitzt
künftig also schon den Anspruch auf Lohnausgleich bzw.
Bezahlung der Karenztage imKrankheitsfall." Bei jedem Arbeitsunfall werden in Zukunft die Karenztage
voll bezahlt, und zwar unabhängig von der Dauer der da-
durch verursachtenArbeitsunfähigkeit. Nach dem Verhand-
lungsergebnis von Bonn sollte demgegenüber bei einer Ar-
beitsunfähigkeit durchUnfallbis zurDauer vondrei Wochen
einKarenztag bezahlt werden, währenddie volle Vergütung
der Karenztage erst bei einer längeren Arbeitsunfähigkeit
erfolgen sollte." Auch dieBezahlung der Karenztage im Krankheitsfall ist in
demEinigungsvorschlagderSchlichtungsstelle weiter verbes-
sert worden.BeieinerKrankheitsdauer zwischensieben und
vierzehn Tagen werdenkünftig vom Unternehmer50 Prozent-bisher33Prozent-des infolge derKrankheitausgefallenen
Nettolohnesbezahlt.BeieinerKrankheitsdauer vonmehrals
zwei Wochen erfolgt volle Bezahlung der drei Karenztage.
DieseRegelung gilt in jedemKrankheitsfalle."13

Zur Vorbereitung aufdie 4.Urabstimmung versuchte dieIG
Metall auch bundesweit alle Kräfte zu mobilisieren. Große
Kundgebungen fanden nicht statt, auf vielen kleinen Veran-
staltungen sprachen sich die Redner der IG Metall und der
Streikleitung für eine Annahme aus. Die Vergabe von Sonder-
zuwendungen an die Streikendenunterblieb bzw. ihre Aufhe-
bung wurdeangekündigt.

An derUrabstimmungvom9.2.1957 nahmen29246 Arbei-
13 Streik-NachrichtenNr.75 vom10.2
1957, S.l.
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ter/innen teil, davonsprachen sich nur 39,66 Prozent für eine
Annahme des Verhandlungsergebnisses aus, über 57 Prozent
votiertendagegen.Dafür eineFortsetzung desStreiksmehr als
75 Prozent der Stimmen erforderlich waren, war mit diesem
Abstimmungsergebnis der Streik beendet. Bemerkenswert ist
trotzdemder relativ hohe Anteil von Gegenstimmen. Beson-
ders groß war-wiebeider 3.Urabstimmung-derWiderstand
gegen dieAnnahmedesVerhandlungsergebnisses inFlensburg
und Kiel.

Mit dieser Abstimmung war derbis heute längste Streik (114
Tage) inder Geschichte der Bundesrepublik beendet, die Ar-
beit wurde am 15.2. 1957 wieder aufgenommen.

14 Interview mit Julius Bredenbeck
vomNov.1986.

StreikalltagJulius Bredenbeck, von 1955 bis 1960 Sekretär für Bildungs-
und Angestelltenarbeit bei der Ortsverwaltung der IGMetall
Kiel,undeinige seinerKollegenstellten Überlegungen an, wie
sie die arbeitsfreie Zeit der streikenden Kollegen ausfüllen
könnten.
„Wir mieteten in Kiel6 Kinos für eine relativ geringe Summe.
Dort fanden Tagesvorstellungen statt. Für uns war es wichtig,
daß jeden Morgen ein Mitgliedder Streikleitung den Kollegen
genehmigte,Streikparolen' vortrug."1

*
Die IGMetall legte auf dieFeststellung der Streikfront gro-

ßen Wert. Dabei gab es sicherlichlokale Unterschiede. Inden
größeren Städten, besonders in Kiel, fanden erheblich mehr
Veranstaltungen statt als inden kleineren Orten. Dieskonnte
insgesamt nurdurchdie gute Zusammenarbeit vonhauptamtli-
chen und ehrenamtlichen Mitarbeitern erreicht werden, die
gleichzeitigzueinem Abbau vonRessentimentsführte. Streik-
revuenwurdendurchgeführt, wiez.B.am 31.Oktober1956 in
der Kieler Ostseehalle, ebenso Schachturniere, Skatturniere Große Streikrevue in der Ostseehalle

Kiel

363



und kostenlose Kinoveranstaltungen. Diese Maßnahmen tru-
genauchzueinerweiterenPopularisierung derStreikforderun-
gen inder Öffentlichkeit bei.

Insbesondere solltenauch FrauenundKinder der Streiken-
denangesprochen und betreut werden: SpezielleHausfrauen-
nachmittage und Kinder- und Jugendveranstaltungen wurden
angeboten. Bezirksleiter Herbert Sührig verschickte „Haus-
frauenbriefe" zur kontinuierlichenInformation der Ehefrauen
der Streikenden. Eigenständige Aktionen der Ehefrauen, wie
sieheutebeiStreiksund imKampf um Arbeitsplätze durchge-
führt werden,gab es allerdings nicht.

An Streikunterstützung erhielten ca. 60 Prozent der Ge-
werkschaftsmitglieder zwischen 40,- und 60,-DM wöchent-
lich, etwa 29 Prozent bis zu 20,-DM und etwa 11 Prozent
zwischen 60,- und 100,-DM. Zusätzlich bekamen die Strei-
kendenSonderzuwendungen: Mietzuschüsse, verbilligtesMit-
tagessen,Lebensmittelkarten,Kleiderspenden etc.Mit diesen
Sonderzuwendungen erreichtensieca.70-80ProzentderNet-

DieFrauengruppederIGMetallveran-
staltete während des Streiks eine Mo-
denschau für Metallarbeiterfamilien.
Nach den entbehrungsreichen Nach-
kriegsjahrenbildetesich bei vielenAr-
beiterfamilien der Wunschaus dieNot-
bekleidungderJahrenachdem2. Welt-
kriegabzulegen.ImZeichen des„Wirt-
schaftswunders" wuchs nun auch das
Interesse anmodischer Garderobe
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toeinkünfte. Die Höheder Streikunterstützung richtete sich
nachderDauerder Mitgliedschaft inderIGMetall, denFami-
lienverhältnissenund derHöheder Beiträge. Für dieMitglie-
der, die noch keine 13 Wochen Mitglieder waren und daher
eigentlich satzungsgemäß keineStreikunterstützung hättener-
halten können, wurden Sonderregelungen getroffen. Auf-
grund dieser Regelung tratennoch kurz vor Streikbeginn Ar-
beiter indie IGMetall ein.

Finanzielle Verpflichtungen, Ratenzahlungen und andere
Schuldforderungen wurden einerseits durch die Kreditüber-
nahme der Bank für Gemeinwirtschaft gelöst (Rückzahlung 2
Monate nach Streikende), andererseits wurden Schulden bei
Einzelhändlerndurch Barkredite der Verwaltungsstellen auf-
gefangen. Die Übernahme der Zahlungen an die Kranken-
kasse durchdieBeiträge derGewerkschaft wurde auchbeiden
Betriebskrankenkassenerreicht.

Esgab eine Reihevon Arbeitern,dieihrenLebensunterhalt
selbst bestreiten mußten, da sie nicht inder IGMetallorgani-
siert waren und keine Streikunterstützung erhielten. Diese
unorganisierten Arbeiter konntenmit ihrenFamilien die Zeit
des Streiks nur überstehen, weil sie von ihren Angehörigen
Hilfe erhieltenbzw. Gelegenheitsjobs übernahmen.

EinabsolutesNovum waren die Weihnachtsfeiern,die wäh-
rend des Streiks stattfanden.

JuliusBredenbeck erinnert sich:
„Es fanden weit über 10 Streik-Weihnachtsfeiern allein inKiel
statt: In allen Stadtteilen wurden Weihnachtsfeiern durchge-
führt. IchhattedieIdee, daß bei jederWeihnachtsfeier die Weih-
nachtsbotschaft voneinemPastor verlesen werdensollte. Dage-
gengab es Einsprüche von vielenKollegen.

Der 1. Vorsitzende Otto Brenner fragte mich: ,Was sollen
denn diePfarrerbeiuns? Was habensiemit dem Streik zu tun?'
Ich antwortete darauf: ,96 Prozent unserer Kollegen sind Mit-
glieder der evangelischen Landeskirche. Ob sie zur Kirche ge-

AuchdasgehörtezumStreik:A nvielen
Vormittagen wurdenindenKinosSon-
dervorstellungen für Metallarbeiterfa-
miliengegeben. Hierin Kiel.

365



hen oder nicht:Sie sindMitglieder. Esgehörtzuden Obliegen-
heiten der Seelsorger, Menschen zu betreuen. Und eine unge-
wöhnlicheSituationisteinStreik undeineStreikweihnachtsfeier.
Und da verträgt essich schongut, wenn überall -ohne weiteren
Kommentar - die Lukas-Weihnachtsgeschichte verlesen wird-
voneinemPfarrer. Selbstverständlichspricht dannebenfalls ein
Gewerkschaftssekretär.

In Kiel fand eine besonders eindrucksvolle Weihnachtsfeier
imgroßen Saaldes Gewerkschaftshausesstatt, dieauch imFern-
sehen übertragen wurde:Es sprachen der Probst Sonntag und
der Gewerkschaftssekretär Bredenbeck.

"15

DerBundesvorstanddesDGBverteilte andieKielerMetall-
arbeiter mehr als14000Weihnachtspakete. Der Ortsausschuß
Kiel überreichte den Kindern der Streikenden 12600 Weih-
nachtstüten, und40Kinder streikender Kollegenkameninden
Genuß eines kostenlosen Erholungsaufenthaltes im Franz-
Spliedt-HeiminLütjensee. Ledige Kollegenerhieltenwährend
des Streiks vom Ortsausschuß ein Mittagessen für 0,30DM,
außerdem einenGutscheinüber 12,-DMundeinWeihnachts-
geld von25,-DM.VerheiratetebekameneinenGutscheinvon
15,-DMund ein Weihnachtsgeld von 30,-DMund für jedes
Kindzusätzlich5,-DM.

Aus allen Gebieten der Bundesrepublik sandten Metallar-
beiter ihren Kollegen nach Schleswig-Holstein Solidaritätsbe-
weise: Geld, Kleidung, Kinderspielzeug, Pakete. Besonders
eindrucksvollwaren diePaketaktionender Verwaltungsstellen
in Wetzlar, Kassel und Mannheim: Allein die Mannheimer
Metallarbeiter schickten 2000Pakete.

,„Meine Kinder haben mir später immer wiedergesagt, daß
das Weihnachtsfest 1956für sie dasschönsteWeihnachtengewe-
sen ist, daß sie jemit ihrenElternerlebt haben', erzählt Gustav
Dreyer, als er jetzt, im Dezember 1986 vom Fenster im dritten
Stock des Flensburger Gewerkschaftshauses die bunten Buden
undStändeuntenaufdem weihnachtlichenSüdermarkt betrach-
tet. Das TreibenaufdemMarktruft in demRentnerErinnerun-

15 Interview mit Julius Bredenbeck
vomNov.1986.

Weihnachtsgeschenke imStreikwinter:
Der DGB verteilt in Kiel Pakete für
Metallarbeiterfamilien
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genan denStreik vor3oJahren wach.Klar, denn ,Genauhier,
wo ich jetzt sitze', sagte er, ,habe ich damals gewohnt. Mit
meinerFamilie ineiner kleinenZwei-Zimmer-Wohnung. Später
wurde angleicher Stelle das Gewerkschaftshaus gebaut."

Bemerkenswertwarauch eineandereAktionderIGMetall.
Julius Bredenbeck:

„Die Kieler Howaldtswerft (HDW) kann man natürlich auch
von der Hafenseite aus erreichen - kein Problem. Und wenn
man Streikbrecherhat-undmanhat ja versucht,Streikbrecher
zufinden -dannkannman siemit derBarkasse hinüberfahren.

Das wußten wir natürlich auch. Wir hatten einen Kollegen,
der eine eigene Barkassehatte. Ich fragte ihn: ,Stellst du uns
deine Barkasse zur Verfügung? Du bekommst selbstverständ-
lich den Treibstoff bezahlt undauch einekleineEntschädigung
vonuns, aber wirmüssen einige Umbauten vornehmen. Esmuß
z.B. einsehr großes Schild angebracht werden: Streikleitung
Hafen.

Er sagte zu. Aber die Hafenleitung der Stadt Kiel war damit
nicht einverstanden. Sie betonte: ,Wir sind ein internationaler
Hafen, undhierentsteht der Eindruck, als ob der KielerHafen
streike. Das könnenwir nichtgenehmigen.

'

Wirhaben dann Verhandlungen geführt, und die Aufschrift
des Schildes wurde geändert in:Streikleitung IGMetallKiel.

IchhabedannsofortBilder aufgenommen, und dieJournali-
sten, diebereitsda waren, haben mir dieFotos aus denHänden
gerissen. Sogar im Ausland erschien das Bild der Barkasse:
Beispielsweise initalienischenZeitungen, sogarineinersüdame-
rikanischen Zeitung ist dasBild veröffentlicht worden."xl

16 Hermsdorf, V, in:Metall, 19.12.
1986,S. 12.
17 Interview mit Julius Bredenbeck
vomNov. 1986.
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DieStreik-Nachrichten Erstmalsbeieinem Streikgab diezentraleStreikleitung Streik-
Nachrichten heraus. Für die Redaktion verantwortlich waren
HeinzRuhnau vonder BezirksleitungderIGMetallundJulius
BredenbeckvonderVerwaltungsstelle Kiel. Gedruckt wurden
die Streik-Nachrichten in der Druckereider „Schleswig-Hol-
steinischenVolkszeitung" inKiel und inZusammenarbeit mit
derVerwaltungsstelle Kielder IGMetall indieeinzelnenLan-
desteile verschickt.18

H.Ruhnau undJ. Bredenbeck nahmenandenSitzungender
zentralen Streikleitung teil, um insgesamt über die Lage im
Streikgebiet informiert zu sein. An den einzelnen Orten er-
folgte die Verteilung der Streik-Nachrichten über die verschie-
denenMeldestellen.Darüber hinauswurden dieStreik-Nach-
richten auch an Arbeitnehmer/innen vor den Betrieben ver-
teilt, die noch nicht im Streik standen.Dieshat sicherlichmit
dazu beigetragen, daß sich indiesenBetrieben dieBelegschaf-
ten mit den Streikenden solidarisierten und sich weigerten,
Streikbrucharbeiten durchzuführen. Über die Verwaltungs-
stellen der Bezirke, dienicht indenStreik einbezogen waren,
erhielten die Funktionäre der IG Metall auf Bundesebene
ebenfalls die Streik-Nachrichten zur Information.19

Inerster Linie dienten die Streik-Nachrichten allerdings zur
Information der Streikenden und ihrer Familien. Täglich
wurde über dieEntwicklung des Streiksund die Stimmung in
den bestreikten Betriebenberichtet. Da die Streik-Nachrich-
ten ein Organ der zentralen Streikleitung und der Großen
Tarifkommission waren, spiegelten sie die Einschätzung der
Streiklage in diesen Gremien wider. Daher dienten die Be-
richte in den Streik-Nachrichten anfangs vor allemdazu, die
StreikendenundihreFamilienfür denStreik zugewinnen und
zu mobilisieren, während vor der 3. UrabstimmungEnde Ja-
nuar 1957die Streik-Nachrichten massiv dazu eingesetzt wur-
den,die Streikendenzur Annahmedes Verhandlungsergebnis-
ses zu bewegen. Direkt nach der Ablehnung des „Bonner-
Abkommens" in der 3. Urabstimmung wurden in den Streik-
Nachrichten Äußerungen von Metallarbeitern veröffentlicht,
indenen einerseits inderRegel derbisherige ErfolgdesStreiks
unterstrichen, aberauchdieGründe für die Ablehnungbetont
wurden,andererseitsder Gewerkschaftsführung undStreiklei-
tungdas Vertrauen ausgesprochen wurde.

So wurde z.B. in den Streik-Nachrichten Nr.7l vom 6.2.
1957, S.3 ein „Flensburger Werftarbeiter" zitiert:„...Es war janunnicht geradeschönvonEuch, daß ihrnur
die Vorteile, aber nicht auch dieNachteile dieser Vereinbarung
beschrieben habt, undgeradedeshalb waren wirauchverärgert.
Denn das waren wir von Euch nicht gewöhnt.DennNachteile
hatten dieBonner Vereinbarungen, darüber sind wir uns doch
einig.

Ich muß allerdings sagen, daß diese Nachteile, je länger ich
darüber nachdenke, nicht so groß sind, wie ich im erstenMo-
mentannahm. Undichglaube, jeder wirdmirrechtgeben, wenn
ich sage, daß nach gründlicher Überlegung Ihr wirklich nicht
Unrecht hattet, als Ihr schriebt, daß der Bonner Vertrag einen

18 Vgl. DokumentationS.66.
19 Vgl.DokumentationS. 141
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großen Schritt auf dem Wege zur sozialen Gleichstellung der
Arbeiter bedeute. Daß dieser große Schritt unsnach vierzehn
Wochen Streikeben alsnochnichtgroß genug erschien, ist-so
glaube ich jedenfalls-ebenfalls verständlich. Er wäre uns be-
stimmt groß genug erschienen, davon bin ich überzeugt, wenn
derLohnausgleich nichterstnachsieben Tagen Wartezeit eintre-
tensollte und wenn dieBezahlung der Karenztage besser gere-
gelt gewesen wäre."

Und in den Streik-Nachrichten Nr.70vom5.2. 1957, S.2:
„Seid davon überzeugt, daß wir alle - da könnt ihr jeden

Kollegen fragen und der sagt das gleiche - genauso fest wie
bisher zu unserer Organisation stehen. Wir wissen doch, daß
unsereführenden Funktionäre uns nicht ausirgendeiner Laune
heraus dieAnnahmeempfohlen haben. ImGegenteil, siehaben
an unsere bisherigen und an die eventuellen weiteren Opfer
gedacht, die wir trotz der guten Streikunterstützung und der
Solidarität zu bringenhattenunddaran,daß dasBonnerErgeb-
nis wirklich einErfolg war. Wir habennun gegen dieEmpfeh-
lung entschieden;dieGründe kenntihrja, unddieEntscheidung
wirdrespektiert. Daskann jaauchgar nichtanders sein.

"
Neben den wichtigen aktuellen politischen Informationen

zum Streik gab es andere regelmäßige Rubriken indenStreik-
Nachrichten, in denen in anderer Form (als Reportage oder
Interview) auf die Ziele des Streiks orientiert wurdebzw. die
Bereitschaft zumArbeitskampfgestärkt werdensollte:„Deeen
unddearmer", „HeinMück", die „Geschichte(n) vonGroß und
Klein",Berichteüber StreiksundArbeitsbedingungen inande-
ren Ländern bzw. in der Vergangenheit (bis hin zum Alter-
tum). Regelmäßig wurden auch Interviews oder Berichte von
Ehefrauenbzw. über dieHaltung der Ehefrauender Streiken-
denveröffentlicht.

Dabei wurden besonders in den Karikaturen der Streik-
Nachrichten die Arbeitgeber als „raffgierige Fabrikherren"

Karikatur der IG Metall zum Thema
„Unternehmerwünsche" (aus: Streik-
nachrichten, 9.1.57)

Unten und rechte Seite: Karikaturen
aus denStreiknachrichten, 27. 12.56
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dargestellt, die den Arbeiternund ihrenFamiliennichts gönn-
ten und im eigenen Interesse ihren „Herr-im-Hause-Stand-
punkt" durchsetzen wollten.20

20Varain,H.-J.:Parteienund Verbän-
de,KölnundOpladen 1964, S. 83.

SolidaritätsbewegungAusdem ganzenBundesgebiet wie auchaus anderenLändern
kamen Solidaritätstelegramme oder Solidaritätsspenden. So
schrieben z.B. die Essener Krupp-Arbeiter:

„Wj> Arbeiter derKrupp-Werke inEssenhaben erkannt, daß
Ihr im Interesse allerMetallarbeiter inder Bundesrepublik han-
delt. Wir erklären uns mit Euch solidarisch. Gebt den Streik
nichtfrüher auf, bevornicht die Forderungen erfüllt sind..."21

Doch es wurden nicht nur Solidaritätstelegramme verab-
schiedet,sondern z. T. auch Beschlüsse gefaßt, bei Nichterfül-
lung der Forderungen in einenSolidaritätsstreik zu treten.

Viele Geld- und Sachspenden, besonders zu Weihnachten,
wurdenüber die einzelnenVerwaltungsstellen besonders an in
NotgerateneFamilienweitergegeben. Delegationen derStrei-
kendensprachen in anderenBundesländernauf Veranstaltun-
gender Gewerkschaften über ihrenStreik.DreiGewerkschaf-
ter aus Schleswig-Holstein informierten die Arbeitnehmer/in-
nen in Nordrhein-Westfalen über den Streik -in Duisburg,
Detmold,Dortmund, Hagen, Bielefeldund Düsseldorf.

Die „Weltder Arbeit" berichtet am 18.Januar 1957:
„Esgab besondersherzlichenBeifallfür HeinzHilsebein (Kiel),
der für Else Raab (Kiel) und Paul Schubert (Lübeck) Dank
sagtefür dieEinladung, und der Konferenz über Sinn, Ausmaß
undFortgang des Streiks berichtete. Längst ist der zentrale Ar-
beitgeberverband taktisch und finanzierend der Kopf auf der

21 Streik-Nachrichten Nr. 19 vom
20.11. 1956,S. 3.
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Gegenseite der streikenden Arbeiter geworden. Kein Wunder,
daß dieIGMetalldaraufentsprechendreagiert. HeinzHilsebein
sagte, daß dieMitarbeit der Jugend beim Streik eingroßes Lob
verdiene. Dochauch dieHaltung derHausfrauen in Schleswig-
Holstein verdiene Lob, denn sie hätten volles Verständnis für
diesen Streik bewiesen. Sie wissen, wievielNot entsteht, wenn
der Ernährer längere Zeit krank wird und dann Schmalhans
Küchenmeister wird."

Die Jugendkonferenz schickte der Streikleitung ein Tele-
grammundsprachdie Verbundenheitmit denStreikendenaus.
KleineSolidaritätsbeweisevor Ort wurdendeutlich, wenn der
Friseur für Streikende geringere Preise festlegte, der Hauswirt
auf dieMiete für einenMonat verzichtete etc.

Der Streik fand auch international große Beachtung: Däni-
sche Werftarbeiter erklärten, daß sie nicht bereitseien, Arbei-
ten auszuführen, die von bestreikten bundesdeutschen Werf-
ten an dänische Werften übergeben werdenkönnten,der Vor-
sitzendeder UnitedSteel Workersof America sandteeinSoli-
daritätstelegramm. Der Internationale Gewerkschaftsbund in
Prag behandeltedenStreikausführlich, vomFreienDeutschen
Gewerkschaftsbund aus der Deutschen Demokratischen Re-
publik gingenSolidaritätsspenden und -briefe ein,derSchweri-
ner Sender übertrug jeden Tag eine Sondersendung für die
streikendenMetaller.

Doch Solidaritätspenden des Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbundes oder vonehemaligen Mitgliedern deram 16.Au-
gust 1956 verbotenen Kommunistischen Partei Deutschlands
lehnte dieStreikleitung strikt ab,vielmehr versuchte sie, diese
SpendendenUngarn-dieEreignissegingen weltweitdurchdie
Presse - zukommen zu lassen. Die Streikleitung lehnte die
Spenden ausder DeutschenDemokratischenRepublik mit der
,Begründung' ab, daß die
„Machthaber in der Sowjetzone und ihre... Handlanger...
alles tun, um den mitteldeutschen Arbeitern die einfachsten ge-
werkschaftlichen Grundrechte vorzuenthalten"}2

An anderer Stelle:
„DieIGMetallseistarkgenug, ihren gerechten Kampf allein

zuführen. Siesetzesichnichtmit denAbgesandten einestotalitä-
ren Regimes an einen Tisch.

"23

Während des gesamtenStreikshates deshalbkeinenoffiziel-
len Empfang von Gewerkschaftern aus der DDR durch die
Streikleitung gegeben. Inoffiziell war allerdings JuliusBreden-
beck - selbst nicht Mitglied der Streikleitung - beauftragt,
Gewerkschafter aus der DDR zuempfangen:
„MeineHerren, wirsindkeine Kollegen-wir vertretenhierfreie
Gewerkschaften, undSierepräsentieren,Staatsgewerkschaften':
Siehaben z. B. keineBetriebsräte undkein Streikrecht. Siesind
alsonicht unsereKollegen. Darfichbitteum IhreNamenbitten,
meine,Herren. Aufdieser Grundlageverhandeln wir.-Ja, wir
wollen doch die Solidarität, die Mithilfe ausdrücken!' - ,Die
brauchen wirnicht: Wir sind alleinstarkgenug. Wenn Sie soli-
darisch zum Streik stehen und sich ehrlich mit den Werftarbei-
tern inSchleswig-Holstein verbundenfühlen: Dagegen istnichts

22 Streik-Nachrichten Nr. 22 vom
26.11. 1956,S.3.
23 Streik-Nachrichten Nr.9 vom 6. 11.
1956, S.l.
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einzuwenden.'-,Ja, wirhaben übrigens einegroße Geldspende
mitgebracht. '-,Die wirddieStreikleitungnicht annehmen, weil
wir genughaben.

"I2A

Diese Einstellung der Streikleitung und führender Gewerk-
schafter war sicherlich mit dadurch bestimmt, daß dieIGMe-
tall und die Streikleitung seitens der Unternehmerverbände
undderBundes-undLandesregierung starkerantikommunisti-
scher Angriffe ausgesetzt war. Wohl auch aus diesem Grund
versuchtedie IGMetallalleszuunterlassen, wasdieser Unter-
nehmerpropaganda entgegenkam.

24 Interview mit Julius Bredenbeck
vom Nov. 1986. Vielfach erreichten
die Spenden trotzdem die Streiken-
den, da die VerteilungvonEinzelper-
sonenübernommen wurde..

Gründe für die Ableh-
nung derVerhan-
lungsergebnisse inder
3. und 4. Urabstim-
mung

Bereits während des Streiks wurden Vermutungen geäußert
über den hohen Anteil von Gegenstimmen bei der Abstim-
mungdesKompromißvorschlages am30.1. 57undder Abstim-
mung am 13.2. 57. In ihrem Bericht vom Sommer 1957 setzt
sich die Streikleitung unter der Überschrift „Dritte Urabstim-
mung am 30.Januar1957"mit den Argumenten für die Ursa-
che des hohenAnteilsder Gegenstimmen auseinander.Unter
dem Abschnitt „Nicht richtige Argumente der Ursachen" geht
sie-neben der Höheder Streikunterstützung, aufgrund derer
keinStreikender mehrLust hättezuarbeiten, undder Aufhet-
zungder Arbeiter durch dieStreikleitung- aufden kommuni-
stischenund dänischenEinfluß inFlensburg ein:
„3. KommunistischerEinfluß...Mankannindiesem Zusammenhangnurfeststellen, daß

ein irgendwie wesentlicher kommunistischer Einfluß auch
bei dieser Urabstimmung nicht ausschlaggebend für das
Ergebnis war. Im übrigen haben,..., die ehemaligenMit-
glieder derKPeineganz untergeordnete Rolle gespieltund
sich währenddes Streiks überhaupt nicht hervorgetan.

4. DänischerEinfluß inFlensburg
InFlensburg wirddie UrsachedeshohenAblehnungsergeb-
nisses in beiden Urabstimmungen durch den Einfluß der
dänischenMinderheiterklärt. Essindabersichernichtnur
Angehörige der dänischen Minderheit, die für die Ableh-
nung des Verhandlungsergebnisses gestimmt haben. Die
Nähe Dänemarks und die dort besseren sozialen Verhält-
nissehaben sichereinenEinfluß aufdieStreikenden gehabt.
Das kann aber nur von uns impositiven Sinne registriert
werden, und wirkönnendamitnurfeststellen, daß diesozia-
len Verhältnisse inDeutschland eben noch wesentlich ver-
bessert werdenmüssen.

"25

Im folgenden soll auf diese beiden Aspekte ausführlicher
eingegangen werden.UmdieRollederKommunisten während
des Metallarbeiterstreiks besser beurteilen zu können,sollen
einige wenige Bemerkungen zu ihrempolitischen Handlungs-
spielraumund zurkommunistischen Gewerkschaftspolitik vor-
angestellt werden. Das Hauptziel der KPD in den fünfziger
Jahren war es, die Wiederaufrüstung der Bundesrepublik und
die Einbeziehung indieNATO zu verhindern. DieRemilitari-
sierung wurde als das entscheidendeHindernisauf dem Wege
zurnationalenWiedervereinigungDeutschlandsangesehen. In 25DokumentationS. 104
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dem Manifest des Hamburger Parteitages der KPD „An das
deutsche Volk!" vom30.12. 1954heißt es:

„Der Hamburger Parteitag der Kommunistischen Partei
Deutschlands ruftdem gesamtendeutschen Volkzu:DieStunde
derEntscheidung istgekommen!JederDeutscheistheutevordie
Wahl gestellt: Entweder Pariser Verträge, das heißt Rekrutie-
rung, Aufrüstung, Kriegsvorbereitung, Verelendung, Verewi-
gung der Spaltung Deutschlands, Bruderkrieg, ja nationaler
Selbstmord-oder Verhinderung derPariser Verträge unddamit
Verhinderung der Rekrutierung, Verhinderung der Kriegspoli-
tik.Dasheißt: Der Weg istfreifür eine Verständigung über freie
unddemokratische Wahlen inganz Deutschlandunddamitfür
ein einheitliches, friedliebendes, demokratisches Deutsch-
land.

"26

Da die Frage der Remilitarisierung für die KPD zentralen
Stellenwertbesaß, wurde auch die Politik desDGB unter die-
ser Prämisse gesehen. Hinsichtlich dieses Punktes kritisierte
die KPD das Aktionsprogramm desDGB von1954, weil dort
auf die Remilitarisierung nicht eingegangen wurde.

Weiterhin muß berücksichtigt werden, daß die KPD am
17. August 1956, kurze Zeit vor Beginn des Streiks, verboten
wurde. Illegale Leitungen befanden sich zum Zeitpunkt des
Streiks erst im Aufbau; Zeitungen und andere Publikationen
wurdenillegalherausgegeben, zwischenDruck und Verteilung
lag jedoch ein längerer Zeitraum. Trotzdem waren die Kom-
munistendurchihre jahrelangevorherige Arbeit indenBetrie-
ben bekannt, wie z.B. Hein Wadle inKiel, der 1953 für die
Bundestagswahlen derKandidat derKPDinKielwarund1956
zum Vorsitzenden der Vertrauensleute der IGMbei der größ-
ten Werft, der Howaldtwerft gewählt wurde. StarkeBetriebs-
gruppen der KPD gab es inKiel,besonders auf derHowaldt-
werft, und inFlensburg. Bis zum Parteiverbot wurden allein
vorHowaldt wöchentlichrund500Exemplare des „Norddeut-
schen Echos", der KPD-Landeszeitung, verkauft. Auch wäh-
renddes Streikserschienen das „FreieVolk",Zentralorgander
KPD,und das „Norddeutsche Echo" regelmäßig.

Die materielle, publizistische und kulturelleBetreuung der
Streikenden undihrer Familien wurde von Kommunisten als
hervorragend eingeschätzt. Siekritisiertenaber die Streiktak-
tik, d.h. die Begrenzung des Streiks auf Schleswig-Holstein
und die ungenügende Organisierung vonSolidaritätsbeweisen
außerhalb des Streikgebietes. Die beste Solidarität mit den
schleswig-holsteinischen Metallern sahen sie in der Auswei-
tung des Streiks auf andere Tarifgebiete. Inder Nr. 203 des
„Freien Volks" vom November 1956 steht unter der Über-
schrift „Solidaritätsstreiks sinddie besteHilfe":

„Hut ab vor soviel Kampfmoral! Aber dennoch taucht die
Frage auf, ob es denn überhaupt notwendig ist, daß sich der
Streik endlos langehinziehen muß. WenndieArbeiter und ihre
Gewerkschaften alle Kräfte einsetzen, braucht dasganz gewiß
nichtsein;sie sitzenam längeren Hebel. ...Sie (die schleswig-
holsteinischen Unternehmer, d. Verf.) wurden aber von den
Unternehmerverbänden, dieeine„Solidarität"derProfitmacher

26 KPD 1945-1965, Abriß Dokumen-
te-Zeittafel, ausgearbeitetundzusam-
mengestellt vonMitarbeiterndes ZK
derKPD,Berlin (DDR) 1966, S. 156.
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verlangen, unter Druck gesetzt. Einersolchen unterDruck zu-
standegekommenen „Solidarität" für eineschlechteSachekön-
nenaberdieMetallarbeiter dieverstärkte Solidaritätfür ihregute
undgerechte Sache entgegensetzen. Bei Solidaritätsstreiks der
Metallarbeiter an Rhein und Ruhr würden die Unternehmer
schnell Wasser in die Ohren bekommen und sehr bald kleine
Brötchenbacken. Sie würden einsehen müssen, daß denberech-
tigtenForderungen derArbeiternichtauszuweichen, sondernzu
entsprechen ist.

Auf solche Weise könnteder neue Rahmentarifvertrag noch
vor Weihnachtenunter Dach undFachsein.Das wäreein feines
Festtagspräsent. Die Kollegen an Rhein und Ruhr sollten des-
halb unverzüglich dieFrage derSolidaritätmit den Streikenden
inSchleswig-Holstein in denBetrieben beraten. Gewiß schauen
die Kollegen aus dem Norden schon heute erwartungsvoll auf
das Land, aus dem ihnenam ehesten wirksamsteHilfe kommen
kann."

Kommunisten traten für eine Einbeziehung aller 65000
schleswig-holsteinischen Metallarbeiter in den Streik und die
Bildung von Streikleitungen auf betrieblicher Ebene ein. Da
dieStreikendennachWohn- undStadtteilbezirkenzusammen-
gefaßt wurden, sahensie dieBindungen der Streikendeneines
Betriebes untereinander und zu denFunktionären eines Be-
triebes alszuschwachan.DieserMangel wurdedadurchbeho-
ben, daß im Verlauf der Streiks in einem großen Teil der
Betriebe regelmäßig Versammlungen der Betriebsräte und
Vertrauensleutezur Beratungder aktuellenSituationstattfan-
den.27

Die Forderungen nach einer Ausweitung des Streiks und
verstärkter Solidarität wurde Anfang Januar 1957 durch ein-
zelne Beschlüsse von Gewerkschaftsgremien unterstützt. So
faßte dieIGMetallGelsenkirchendenBeschluß, die Streiken-
den mit einem 24-stündigen Solidaritätsstreik zu unterstützen,
wenn die Forderungen nicht innerhalb von 14 Tagen erfüllt
würden; der Ortsausschuß Wuppertal desDGB teilte mit, ei-
gene Kampfmaßnahmen einzuleiten, falls erforderlich.28

Die Forderung nach einer Ausweitung des Streiks wurde
während der gesamtenDauer des Streiks gestellt und beson-
ders nach der 3. Urabstimmung betont. In der Ausgabe des
„FreienVolkes"direkt vorder3.Urabstimmungwird deutlich,
daß auch vonKommunistendie Streikbereitschaft unterschätzt
wurde: Unter der Überschrift „Beachtlicher Streik-Erfolg,
Streikausweitung hättevollen Erfolg gesichtert" wurdedieEnt-
schlossenheit der Metall- und Werftarbeiter gewürdigt. Man
schien jedochauchinderverbotenenKPD davon auszugehen,
daß der Streik mit der 3. Urabstimmung beendet sein würde.

Die Betriebsratswahl 1957 nach Beendigung des Streiks
macht deutlich, daß zumindest in einem Teil der Betriebe die
politische und gewerkschaftliche Tätigkeit der Kommunisten
von den Arbeitern/innen anerkannt wurde. Auf der größten
Werft, der HDW, erhielt der oben bereits erwähnte Hein
Wadle die meisten Stimmen, von den 25 neuen Betriebsrats-

27 Vgl. Köhler,F.: Dreigerechte For-
derungen,S. 53f.
28 „Freies Volk" Nr.2 (19),Mitte Ja-
nuar1957.
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Mitgliedern gehörten8der früheren KPD an. Imbundesdeut-
schenBlätterwald fragte man sich:

"Wasgeht beiHowaldt vor?"29,„NeuerHowaldt-Betriebsrat:
Jeder dritte ein Kommunist! Alarmierendes Ergebnis der Be-
triebsratswahlen aufDeutschlandsgrößter Werft deutethinauf
Unzufriedenheit derArbeiter mitdem AusgangdesMetallarbei-
terstreiks"30.

DiesesErgebnisder Betriebsratswahlenmuß allerdings auch
mit denkonkreten Arbeitsbedingungen auf der Werft in Ver-
bindung gesehen werden.

,Aber reichtdas alles aus, um ihnen(denKommunisten, d.
Verf.)einensolchen Auftriebzugeben,...?DasBetriebsklima
ist auf derRiesenwerft denkbar schlecht. Diepositiven Bezie-
hungen zum demokratischen Staat wachsen für Arbeiter, die
ihremeisten wachenStunden am Arbeitsplatz zubringen müs-
sen, nun einmal inerster Linieüber dieBeziehung zur Arbeit
und über das Klima im Betrieb selbst. Der Lohn allein kann
weniger wichtigseinalsdiegesellschaftliche Zurückstellung hin-
ter dem Angestellten, etwa in Frage des Lohnausgleichs im
Krankheitsfall. Die Howaldt-Werft in Kiel glaubt jedenfalls,
ohne besondere Fachleute auszukommen, die sich um die
menschlichen Beziehungen imBetrieb Gedanken machen."31

Oder wie ein anderer Arbeiter seine Unzufriedenheit mit
dem Streikergebnis deutlichmacht:
,„Wir sindgewiß keineKommunisten', sagteeinerderHowaldt-
arbeiter. ,Abergibt es denn nocheineandere Möglichkeit,uns
bemerkbar zumachen?'"32

Der Streik hatte zwar einen entscheidendenFortschritt ge-
bracht, doch an den konkreten Arbeitsbedingungen hattesich
aufder Werft nichtsgeändert.Diesmachenverschiedene Arti-
kel im „FreienVolk"deutlich,diesichmit denMißständen auf
der Howaldtwerft beschäftigen:
„Daes aufderganzen Werft nur einen Speiseraum gibt, istdie
Abfertigungmittagseinfachgrauenhaft. DerSpeiseraum besteht
aus einemRaum vonetwa10x15MeternAbmessung.Indiesem
Raumstehen zweigroße Kochkessel, indenen das Waschwasser
warmgemacht wird.Des weiterenstehenmehrereKleiderspinde
indiesem Raum, indem dieKleiderder inder Küche undbeim
Servieren beschäftigten Kollegen und Kolleginnen enthalten
sind. Nun verbleibt für das Aufstellen von Tischenund Stühlen
nurnoch wenigPlatz.Eshandeltsich etwa um80 Sitzplätze....
So kann es nichtausbleiben, daß einGroßteil derKollegen, die
essen wollen, sich draußen auf irgendwelchen Kisten oder
Baumstümpfen häuslich niederlassen, um das Essen nicht im
Stehen einnehmen zumüssen. ...

IsthierbeimEssenimsogenanntenSpeisehausnochdieMög-
lichkeitgegeben, an einem Tischund aufeinem Stuhlzu sitzen,
so sieht es in den Werkstätten, ausgenommen die Maler, E-
Schweißer und ein Teilder Schiffbauer, verheerendaus. Wie im
finsteren Mittelalter spielt sich hierdie Mittagspause ab. ...

Auf Werkbänken, Werkzeugkisten, Holzstapeln, Trümmer-
teilenusw. inmittendes AbfallsunddesSchmutzes,müssen viele
tausendKollegen ihre halbstündige Pause verbringen. Da, wo

29 „Die Welt" Nr. 99 vom29. 4. 1957,
5.3.
30 „Schleswig-Holsteinische Volkszei-
tung" Nr. 98 vom17.4. 1957,S. 1.
31 „Die Welt" Nr. 99 vom29. 4. 1957,
5.3.
32 „Schleswig-Holsteinische Volkszei-
tung" Nr. 98 vom17.4. 1957, S. 1.
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jeder arbeitet, setzt er sich nieder, um sein Brot zu verzehren.
«33

33 „Freies Volk"Nr.27 (44),EndeJuli
1957.

Wie sah nun dieSitua-
tion inFlensburg aus?

Wie sah nun dieSituation inFlensburg aus?34 Ein großer Teil
der Flensburger Werftarbeiter gehörte der dänischenMinder-
heit an, auch der 1.Bevollmächtigte der IGMetallFlensburg.
Die Mitglieder der dänischen Minderheit waren aber nach
einer1954zwischen DGBundDänischem Gewerkschaftsbund
getroffenen Vereinbarung im Deutschen Gewerkschaftsbund
organisiert, soweit sich ihr Arbeitsplatz aufbundesdeutschem
Boden befand. Die besseren sozialen Verhältnisse in Däne-
mark hatten sicher ihrenEinfluß auf die Radikalere Haltung'
derFlensburger Werftarbeiter -allerdingsnicht nur derWerft-
arbeiter, die der dänischen Minderheit angehörten. Doch
durch das ,Vorbild Dänemark' bzw. mit dem ,nationalpoliti-
schenMoment'alleinläßt sichdiebesondersbreiteAblehnung
der Verhandlungsergebnisse inFlensburg nicht erklären. In-
wieweit die Entwicklung der Flensburger Sozialdemokratie
und/oder der Gewerkschaften in Flensburg Mitte der 50er
Jahre ihrenNiederschlag finden indem hohenAnteilvon Ge-
genstimmen bei den Urabstimmungen, bedarf einer eigenen
Untersuchung.

Wie auch imBericht derStreikleitung wiedergegeben, lehn-
ten Streikende vor allem aus folgenden Gründen die Verhand-
lungsergebnisse ab:
„l.Zumerstenmalinder Geschichte der Gewerkschaftenist ein
Grundsatzstreik von solcher Länge undsolcher Härte geführt
worden. Es war kein Streik um Magenfragen, sondern eine
Auseinandersetzungumprinzipiellegesellschaftspolitische Fra-
gen.

Im wesentlichenkamen indenStreikversammlungen drei Argu-
mente zutage:
1. DasErgebnis der „Bonner Verhandlungen" schaffe nichtdie

gesellschaftspolitische Gleichbehandlung, die ihnen zu-
stände. Sie seiennach wie vor Menschen zweiterKlasse.

34 Vgl. zur Situation in Flensburg:
Beier, G.:Der große Metallarbeiter-
streik von 1956/57und die Transfor-
mationdernationalenFrontstellungin
eine soziale,in: Arbeiterbewegung in
Nord- undMitteleuropazwischenna-
tionaler Orientierung undInternatio-
nalismus, hrsg. v. Krüger, G., Flens-
burg 1976, S.92-100.

Streikversammlung
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2. Sie wollten mit ihrer Ablehnung der Verhandlungskommis-
sion nureineStütze geben. Sie waren der Meinung, daß wir
das Kräfteverhältnis falsch eingeschätzt hätten.

3. Durch eine Ausweitung des Streiks aufandere Gebiete wür-
den wir unsere Kräfte verstärken können und ein besseres
Ergebnis erzielen.

35 Dokumentation, S. 104f.

Aktionen undReaktio-
nen der Unternehmer

IndenerstenMonatendesJahres 1956gab esBerichteüber die
Schaffung eines sogenannten Solidaritätsfonds der Arbeitge-
berverbände zur Finanzierungder bei Streiks anfallendenKo-
sten.AufscharfeProtestederGewerkschaftenantwortetendie
Arbeitgeber, dieser Fonds entspräche lediglich denStreikkas-
sen einerGewerkschaft. ZieldiesesFonds wares, diebetroffe-
nen Unternehmen im Streikfall zum Durchhalten zu ermun-
tern, indemdie finanziellenEinbußen verringert werden.Da-
mitsolltedasAuseinanderfallen derUnternehmerfrontverhin-
dert werden, was in denJahren 1953bis 1956 imBereich der
Metallindustrie häufiger in Streiksituationen geschehen war.
Insbesondere bei der Forderung nach Lohnfortzahlung im
Krankheitsfallstandendie schleswig-holsteinischen Unterneh-
mer unter starkem Druck des Gesamtverbandes, da dieser
einen Präzedenzfall indiesem Punkt verhindern wollte.

Entsprechend dieser Vorstellung wurde auch argumentiert:
„Esdarfnichtsgeschehen, wasdieLagederbestreiktenUnter-

nehmer in ihrem Abwehrkampfirgendwie erschweren könnte,
denn der Abwehrkampf in Schleswig-Holstein wird praktisch
für diegesamte Wirtschaft der Bundesrepublik geführt. "36

„Nebenden unmittelbaren Unterstützungen andiebestreikten
Betriebe werden die Firmen außerhalb des vom Arbeitskampf
betroffenen Gebietes alleMaßnahmen treffen und unterstützen,
die aus dem Streik drohenden Nachteile abzuwenden... Sie
betrachten es als selbstverständliche Pflicht, keine Kunden der
bestreikten Betriebeabzuwerben oderdiese FirmenbeiderAuf-
tragsvergebung zu benachteiligen. "37

Ausdiesem Fondssolltendie Unternehmenbis zu90% der
Kostennachdem Streik erstattet bekommenhaben.

Aber nicht nur durch Unterstützung aus dem Solidari-
tätsfonds sollte die Unternehmerfront geschlossen gehalten
werden:Unternehmern, die einenseparatenAbschluß mit der
Gewerkschaft ins Auge faßten, wurdemit dem Ausschluß aus
dem Arbeitgeberverband undeinem wirtschaftlichenBoykott
gedroht.

Die Unternehmer und ihre Verbände versuchten über zwei
Wege den Streik zu verhindern bzw. die Streikfront zu bre-
chen: durch Beeinflussung der öffentlichen Meinung - dies
schloß auch Diffamierungen und Verleumdungen mit ein -
durch konkrete Ansprache undMaßnahmen den Streikenden
gegenüber. So erschien in der „Lübecker Freien Presse" we-
nige Tage nach Streikbeginn - in Lübeck wurden seit dem
24.10. 56 die Firmen Hagelstein, Travemünde, die Flender-
werke, die Lübecker Maschinen-Gesellschaft, die Travewerft,
die Beth AG undSchärffe & Co bestreikt -eine Anzeige des

36 Unternehmerbrief des Deutschen
Industrieinstituts vom 25.10. 1956,
Nr. 43.
37 IndustriekurierNr. 163 vom 25.10.
1956.
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Arbeitgeberverbandes. Darin wurde der Versuch unternom-
men, die IGMetallfür dieVerschleppung der Verhandlungen
um einenneuen Manteltarifvertrag verantwortlichzumachen
und die Argumentation der Gewerkschaft, die Forderungen
seien wirtschaftlich erfüllbar und würden nur 3% der Lohn-
und Gehaltssumme ausmachen, zu widerlegen. Dabei wurde
natürlich nicht vergessenhervorzuheben, daß der Verbraucher
den Schaden des Streiks tragen müsse und diePreise steigen
würden, da die Produktion ja zurückgehe. Nur in ,jozialpart-
nerschaftlicher" Zusammenarbeit seien die Probleme lösbar,
vor allem inso einemkleinenBundesland. Dabei fehlte auch
die Drohungmit dem Abbau von Arbeitsplätzen nicht:

„Die Gewerkschaft sagt: Wir verlangen 6 WochenBezahlung
bei Krankheit, Urlaubsgeld und längeren Urlaub. Das mache
nur dreiProzent der Lohn- und Gehaltssumme aus.

Tatsache ist:...
Die Belastung dafür würde in den Betrieben unterschiedlich
nachderArtderProduktionundderBelegschaftsZusammenset-
zung 20 bis 30 Prozent ausmachen. Die gewerkschaftlichen
Forderungen sind daher nicht tragbar. Ihre Verwirklichung ge-
fährdet dieheimische Wirtschaft unddamit dieArbeitsplätzeder
Arbeitnehmer und die wirtschaftliche und soziale Lebenshal-
tungder gesamtenBevölkerungin Schleswig-Holstein....Im Kieler Landtag wurde... vonallen Parteien zum Aus-
druckgebracht, daß nur gemeinsameBemühungen der gesam-
tenBevölkerungden Aufbau der Wirtschaft in Schleswig-Hol-
steinvollenden können.DiesesAufbauwerk istdurchdenStreik
ernstlich gefährdet.

Die Industriegewerkschaft Metall für die Bundesrepublik
Deutschland willineinemkleinenLandmiteinemStreik,der sie
nichtallzuvielkostet, einenModellfallfür dasganzeBundesge-
biet exerzieren.

"38

Für weitere Pressekampagnen erhielten die schleswig-hol-
steinischenUnternehmenüber denGesamtverband tatkräftige
Unterstützung: aus Hessen kam für denBereich Presseaufga-
ben der Leiterder hessischen Pressestelle der Arbeitgeberver-
bände, Simons, ausBayern der Rechtsvertreter der Arbeitge-
berorganisation, Gift, für Sonderaufgaben -beide also aus
Ländern,indenenmanErfahrungen mit Streikshattesammeln
können.In der Unternehmerargumentation gab es - je nach
Streiklageunterschiedlich gewichtet-nebendenobengenann-
ten „Argumenten" nochfolgende Schwerpunkte:die Streiken-
den wollen eigentlich gar nicht streiken, sie werdenvielmehr
von den IGM-Funktionärenunter Druck gesetzt, und außer-
dem sei das Handeln der IGM undemokratisch,da sie eine
Parlamentsentscheidung zupräjudizierenversuche.Der Streik
seiunberechtigt, da jaschon längst eineInitiative zurLohnfort-
zahlung im Krankheitsfalle imBundestag eingebracht worden
sei.

Gleichzeitig versuchteman, denStreik inder Öffentlichkeit
zu diffamieren. Am3.11. 56 wurdenInserate indenTageszei-
tungenveröffentlicht,indenen es hieß:

„Der Streik wäre längst zuEndegewesen, wenn dieArbeiter
38 „Lübecker Freie Presse" Nr. 253
vom27728.10. 1956.
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durch den Terrorder Zentralen Streikleitung amBetreten ihrer
Werke nicht gehindert würden. Vor den Toren herrschte der
Terror. Die Gewerkschaft redet von Demokratie und betreibt
eine krasse Streikdiktatur. Ist das kein Terror?"39

Dieses hatte1956 bereits Tradition. Schon seit Anfang der
50er Jahre wurde von Unternehmerseite vertreten, daß die
Gewerkschaften beiStreiks ,den Aufstand gegen die Verfas-
sungprobten. Dabei griff man auch auf dasMitteldes Anti-
kommunismus zurück. In einer Pressekonferenz inBonn-Bad
Godesberg äußerte Dr.H.C.Paulssen, Vorsitzender derBun-
desvereinigung deutscher Arbeitgeberverbände:

„Eine Gewerkschaft, die einen Streik wie in Schleswig-Hol-
stein beginnt, arbeitet der verbotenen Partei (KPD) in die
Hände."40

Weitere Maßnahmen waren direkte Ansprachen der Strei-
kenden und ihrer Familien. Bereits vor Beginn des Streiks
erfolgte eine wahrscheinlich zentral gelenkte Kündigungs-
welle. So berichten z.B.die „Schleswig-Holsteinische Volks-
zeitung" am 22. 10.1956:

„Bereitsam Wochenende warfder ernste Lohnkonflikt seine
Schatten voraus. Diegrößte Werftdes Kontinents, die bundesei-
genen Kieler Howaldtswerke mit ihren 13000 Beschäftigten,
haben 400 Metallarbeitern gekündigt und die bevorstehende
Entlassung weiterer1000 Beschäftigter der Reparaturabteilung
angekündigt. Als weitereMaßnahme, dieder Androhung einer
Aussperrung nahekommt, willdie Werft 1500Betriebsangehö-
rige auf Kurzarbeit setzen. Werftdirektor Westphal begründete
diese Schritte mit dem angeblichen Ausbleiben vonReparatur-
aufträgen imHinblick aufdie Streikgefahr.Das Arbeitsamthat
der Entlassung von 400Metallarbeiternbereits zugestimmt."

VonEntlassungen direkt nachStreikbeginn waren vorallem
auch Vertrauensleutebetroffen, dasienicht unter denKündi-
gungsschutz fielen. Hier konnte die IGMetall jedoch durch
Prozesse dieRücknahme der Kündigungen erreichen.Um die
Streikfront aufzubrechen,wurdenvondenUnternehmernMit-
arbeiterbriefe verschickt, von den Gewerkschaftern Hirten-
briefe' genannt, die in der Regel allerdings zentral vom Ver-
bandverfaßt wurden.Darüber hinausmachten leitende Ange-
stellte bei StreikendenHausbesuche, oder es wurden Treue-
prämien von 2,-DMpro Tag in Aussicht gestellt, wenn sich
Streikende zum Streikbruchbereit finden würden.

Andieser Stellesoll auf zweiMitarbeiterbriefeeingegangen
werden, die Dipl.-Ing. J. Schiml, Vorstandsmitglied der Oren-
stein-KoppelundLübeck MaschinenbauAG,gleichzeitig auch
Vorsitzender des Verbandesder Eisen-undMetallindustrie in
Schleswig-Holstein, an seine ,Behr geehrten HerrenMitarbei-
ter" schrieb. Sie gehen nicht aufdenText eines zentralverfaß-
tenBriefeszurück, sindaberdennochfür dieMitarbeiterbriefe
typisch.41

Hierin wirdder IGMetalleinereseitsvorgeworfen, die Strei-
kendenfalsch zu informierenundzur DurchsetzungdesStreiks
mit falschen Urabstimmungsergebnissen argumentiert zu ha-
ben, andererseits werden die sozialen Errungenschaften des

39 „KielerNachrichten" vom 374. 11.
1956,S. 22; vgl. dazuStreik-Nachrich-
ten Nr. 8 vom5.11. 1956, S. 1.
40 MetallNr.24 vom2.12. 1956. Hier-
zu äußerte Alois Wöhrle auf einer
Großkundgebung der streikenden
Metaller am 6. 12. 56 auf dem Rat-
hausplatzin Kiel (2.Vorsitzender der
IGM):
„Wir sind aus der Vergangenheit von
Unternehmerseiteschon manches ge-
wohnt. Eine derartige Diffamierung
unserer Organisation und Beschimp-
fungder Streikendenübertrifft aber al-
lesbisher Dagewesene. Derartige Ver-
leumdungen weisen wir mit Entschie-
denheitzurück. Es istnichtnurunver-
schämt, sondernauch verantwortungs-
los, wennsolche Äußerungen vondem
Vorsitzenden einer Organisation ge-
macht werden,die alleArbeitgeberver-
bändederBundesrepublikerfaßt. "
41 Nachdem die IG Metall Mitte No-
vember Antwortbriefe an die Strei-
kendenausgab, wurdedieses Mittelab
AnfangDezember inder Regelnicht
mehr angewandt. (Vgl. Dokumenta-
tion, S. 161.)
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Betriebshervorgehoben und mit deren Abschaffung und dar-
über hinaus derGefährdungder Arbeitsplätzedurch denStreik
gedroht.

„Ich wolltedenStreik nieunddergrößte TeilderKollegen, zu
denenhoffentlichauchSiegehören,ebenfalls nicht.Sieglaubten
aber wohl, sich anschließen zu müssen, daIhre Gewerkschaft
Ihnen berichtet hatte, 88 Prozent IhrerKollegen seienfür den
Ausstand. Wie irreführend diese Zahlist, das wissen Sie ebenso
wie ich. Sie wissen, daß in Schleswig-Holstein die Hälfte Ihrer
Kollegen der Abstimmung ferngeblieben ist, und Sie wissen
auch, daß manFragen ineiner Richtungformulieren kann, wie
man sie nachher beantwortet haben möchte. Ist das nicht so
gewesen?... Sie wollen doch sicher nicht, daß Ihr Werk, in dem Sie
arbeitenund indem Siezumweitaus größten Teilwahrscheinlich
noch sehr lange arbeiten wollen, durch die Bewilligung Ihrer
großen Anzahl von Forderungen, die Ihre Herren von der IG
MetallimneuenRahmentarifvertraghaben, einensolchen Scha-
den erleidet, daß es bei einer Wirtschaftskrise, die eines Tages
kommen wird, gezwungen ist, von 4000 Belegschaftsmitglieder
3000 zu entlassen...

Abernoch weiterePunkte solltenfür Sie Anlaß sein, darüber
nachzudenken, ob Sie sich durch Ihre Beteiligung am Streik
richtig verhalten. Und diese Fragen liegen in den sozialen Lei-
stungen, welche unser Werk Ihnenüber dashinaus, was tariflich
vereinbart ist, gewährt.UnddiesesozialenLeistungensindkeine
geringen...

Sie wissen, daß wir inderLMG-Hilfe GmbH eine Hilfskasse
haben, die außerordentliche Leistungen, insbesondere für un-
sere in denRuhestand tretenden oder infolge Gesundheitsschä-
den vorzeitig aus dem Arbeitsleben scheidenden Belegschafts-
mitglieder, vollbringt. Wir sehenimmer wieder, wenn wir jenen
Kollegen denRentenbrief übergeben, wie ihre Augen leuchten
undwiefrohsie darüber sind, daß ihrebishersehrschmaleRente
aus der Invalidenversicherung durch einen nicht unbeträchtli-
chenZuschuß ausderLMG-Hilfe aufeineHöhegebracht wird,
die ihnen auch im Alter das Lebensorglos gestaltet. Allein für
diesen Zweck zahlen wir imJahr mehrals 400000,— DM...

Sie, meine Herren Mitarbeiter, müssen natürlich nicht glau-
ben, daß, wennnichtproduziert wird, nach wie vor Geld da ist.
Wenn aberkein Geldmehr da ist, so istdas erste, was abgebaut
werdenmuß, diesozialeLeistung. Das ist dochganz natürlich!
Oder wollenSie zugunsten der sozialenLeistung aufeinen Teil
Ihres Lohnes verzichten?...

Die Tore unseres Werkes bleiben auf jeden Fallfür Sie und
IhreKollegen offenund keinStreikposten hat dasRecht, Siean
der Wiederaufnahme der Arbeit zu hindern. Auch wirddafür
gesorgt werden, daß Sieals Arbeitswilliger später keineBelästi-
gungen vonden heute Streikenden zu erwarten haben.

"42

Besonders im Dezember, angesichts des bevorstehenden
Weihnachtsfestes, versuchten die Arbeitgeber, auf die Strei-
kenden inAnspielung auf ihre materiellen Situationen einzu-
wirken:

42 Brief vonDipl.-Ing. J.Schiml, Vor-
standsmitglied der Orenstein-Koppel
undLübecker Maschinenbau-Aktien-
gesellschaft vom31. 10. 1956.
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„HabenSie, meineHerrnMitarbeiter, etwadenWunsch, daß,
währendSie streiken, auch die Geschäftsleitung ihre Hände in
den Schoß legen möge, damit das Ende der abzuarbeitenden
Aufträgeuns bedenklichnaheaufdenLeibrückt? Istesda nicht
viel richtiger, daß wir inzwischen für neue Aufträge sorgen,
damit wir,nachdemdieArbeiteines Tages wiederaufgenommen
seinwird, Ihnenaufrecht lange ZeithinausBeschäftigungsmög-
lichkeiten bieten können? GlaubenSie denn, wir nehmen-um
mit denKraftausdrücken IhrerStreikzeitungzusprechen-Auf-
trägenur zur Erfüllung unseres „Geldbeutels" herein? Glauben
Sie denn ernstlich, daß wir dabei gar nicht an unsere Beleg-
schaftsmitglieder denken?Esistdochgeradezu lächerlich, wenn
man Ihnen durchIhre Streikzeitung das Gegenteil weismachen
will.

Haben Sie sich schon einmal überlegt, ob Ihre finanzielle
Lage sich durch eine weitere Streikdauer bessern wird? Haben
Siemaldarangedacht, daß sich derInhaltIhres Geldbeutelsund
auch der unsrige, im lahresergebnis gesehen, von Tag zu Tag
verschlechtert? Sie dürfen mir glauben, daß in einer solchen
Situationdiefreiwilligen sozialenLeistungen, dieich inmeinem
vorhergehenden Brief ausführlich behandelt habe, einge-
schränkt oder vielleicht sogar wegfallen müssen. Der Inhalt
IhresGeldbeutels wird ja trotz aller Streikunterstützungen, die
Sie vonIhrer Gewerkschaft erhalten, nicht zunehmen, undge-
rade imHinblickaufdaskommende Weihnachtsfest wirddieser
Umstandfür Sie undIhreFamiliebestimmteinenichtunwesent-
licheRollespielen."43

DochauchdieVergabe vonWerkswohnungen imFalle eines
Streikbruches oder das Versprechen einer Lebensstellung
konntedieZahlderStreikbrechernichterhöhen.44 Viele dieser
Maßnahmen wurdeneingestellt,insbesonderenachdemdieIG
Metall bei Fortsetzung dieser Mittel mit der Einstellung der
Notstandsarbeiten drohte.

Erst abMitteJanuar gingen dieUnternehmer massiv an die
Öffentlichkeit. Dabei stellten sie die politische Lösung des
KonfliktsaufBundesebeneindenMittelpunkt ihrer Argumen-
tation:

„DerPunkt1IhrerForderung, nämlich die Fortzahlungdes
LohnesimKrankheitsfall wie beiden Angestellten, ist jetztzum
erstenmal vorgebracht worden, nachdem sich die IG Metall
lahrzehnte hindurch mit derbisherigen Regelung, die im § 616
des Bürgerlichen Gesetzbuches für Angestellte verankert ist,
abgefunden hatte. Istes denn da vertretbar, daß eine Änderung
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen jetzt auf einmal
durch den Streik erzwungen werden soll, obgleich Ihrer Ge-
werkschaft bekannt ist, daß sich dersozialpolitische Ausschuß
des Bundestages mit den von der SPD eingebrachten Anträgen
befaßt und auch inKürze darüber beschließen wird?Führende
Männer des DGB undauch der SPD schütteln den Kopf dar-
über, daß die IG Metall ausgerechnet in dem kleinen Land
Schleswig-Holstein eine dergesetzlichen Entscheidung voraus-
gehendeRegelung durch einen Streik erzwingen will.

"45

Damit einher ging die Forderung nach einem staatlichen

43ders.,Briefvom7.12. 1956.
44ders., Briefvom31. 10. 1956.
45 ders.,Briefvom7.12. 1956.
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Eingriff in die Auseinandersetzung, nach der staatlichen
Zwangsschlichtung: Dr.Paulssen, der Präsident der Dt. Ar-
beitgeberverbände, drohte

„beimMetallarbeiterstreik in Schleswig-Holstein gehe es um
die Frage, ob es noch ein wirtschaftlicher oder ein politischer
Streik sei. Hier sei offenbar einmal ein Fall eingetreten, wo es
ohne ein Eingreifen des Staatesnicht geht."46

Während einerseits Bemühungen der Unternehmer und ih-
rer Verbände, Streikende zum Streikbruch zu bewegen, im
wesentlichen keinen Erfolg hatten, konnten sie andererseits
ein Auseinanderbrechender eigenen Front durch die bereits
dargestellten Maßnahmen verhindern: Während der Streiks
wurden lediglich zwei Sondervereinbarungen getroffen, zum
einen mit der Nordischen Maschinenbau, Lübeck, am 10.11.
56, die dadurch nachträglich Schwierigkeiten mit anderen Un-
ternehmern bekam, zum anderen mit der Aktiengesellschaft
für Cartonnageindustrie, Lübeck, am 1.12. 56.

46 Streik-NachrichtenNr.57vom18.1.
1957,S.l.

Das Verhalten der Lan-
desregierung

Verschiedene Äußerungen und Maßnahmen zeigen deutlich,
daß die Sympathien der Landesregierung eher auf Seiten der
Unternehmer waren: Sofort nach Streikbeginn ließ der schles-
wig-holsteinische InnenministerDr.Lemke (CDU)an allePo-
lizeidienststellendiesesLandeseineDienstanweisung verteilen
(DienstanweisungNr.4),inder Streikposten als „Terroristen"
diffamiert wurden. Als Vorlage dientedem Minister ein 1954
erschienenes sog. Weißbuch derbayerischen Metallindustriel-
len, indem der Streik der bayerischenMetallarbeiter als „Ter-
rorfeldzug" verleumdet wurde. Indiesem „Terrorfeldzug" sei
ein großer Teil der Arbeitnehmerschaft „vergewaltigt" wor-
den57

Julius Bredenbeck erinnert sich:
„IndiesemStreikhatte es vieleProzessegegeben-vieleKolle-

gen wurdenverurteilt wegenLandfriedensbruch und Vorfällen,
die mit ihrer Tätigkeit als Streikposten zusammenhingen.

Der 1. Bevollmächtigte EmilWillumeitfragte mich an einem
der ersten Tage desStreiks:,Du,sagmal, was istda eigentlich in
deinem Büro los, dakommen ja immer Polizisten in Uniform?
Und abund zusindjaauchmalZivilistendabei: wasmachendie
da eigentlich?' Ich antwortete: ,Ich bin der Meinung, daß die
Vorfälle, die damals inMünchen undNürnberg stattfanden, bei
unsnicht vorkommen sollen. Wir wollennämlich ganz exakte,
juristischfundierteRegelnherausgebenfür unsere Kollegen, die
Streikpostenstehen, damitsienichtinKonflikte mitderStaatsge-
waltkommen.

Dassind Gewerkschafter inUniform: Kollegen der ÖTV, die
sich natürlich in ihrem Arbeitsbereich alsPolizistengutausken-
nen. Die Zivilisten waren sozialdemokratische Juristen. Ge-
meinsam wurdeeinEntwurfmit Verhaltensregeln abgefaßt. Ich
kann jetztsagen: WirhabenkeinenProzeß führen müssen, weil
keine Übergriffe vorkamen-odersie waren sominimal, daß es
nicht einmal zueinerpolizeilichen Anzeige kam.">4B

Auch dieMehrheit des Kieler Landtages stellte sich auf die

47 Vgl. Streik-NachrichtenNr. 2 vom
26.10. 1956,S.l.
48 Interview mit Julius Bredenbeck
vomNov. 1986.
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Seite der Unternehmer.DieStreiknachrichtenkommentierten
die Landesdebatte vom 15. und 16.Nov. 56 folgendermaßen:
Ministerpräsident von Hassel (CDU) habe sich „erneut die
Argumente der Unternehmerzu eigengemacht"...

„Die Mehrheitdes Landtages entpupptesich nicht als Vertre-
ter des Volkes- wieesnach der Verfassung seinsollte-sondern
alsInteressenvertreter einerHandvoll Unternehmer.Das wurde
besonders daran deutlich, daß die meisten Sprecher der Land-
tagsdebatte sich nicht scheuten, direkt oder indirekteinem Ein-
greifen des Staates, also letztlich einer staatlichen Zwangs-
schlichtung, das Wort zu reden."49

49 Streik-Nachrichten Nr. 17 vom
16.11. 1956, S.l.

Ein klassisches Bei-
spiel für Schwerpunkt-
streiks und flexibleEs-
kalation

Das Gebiet der Verwal-
tungsstelle Rendsburg

Vonden 13 Städten inSchleswig-Holstein, in denenBetriebe
bestreikt wurden, liegen zweiimBereichder Verwaltungsstelle
Rendsburg: Rendsburg undEckernförde.Auf der Werft No-
biskrug GmbHund bei der Jagd- und Sportwaffenfabrik I.P.
Sauer&Sohnwurdedie Arbeitniedergelegt. Imerstgenannten
Betrieb am24.Oktober1956 900Beschäftigte undbei Sauer &
Sohn dann am 10.Januar 1957 400 Beschäftigte. Zum ersten
Mal wurde ein so langer Streik nicht um die Verbesserung des
Lohntarifs, sondernum einenRahmentarifvertrag geführt.

Das Organisationsverhältnisbetrug imgesamtenTarifgebiet
71,9 %. 44856 Arbeitnehmer warenMitgliederder IGMetall.
Die wertvollste Stütze der Organisation der IGMetallwar ein
gut funktionierender Vertrauenskörper,und auch das Organi-
sationsverhältnis der Betriebsräte war relativ gut. In Rends-
burg gab es 180 Vertrauensleute- das Verhältniszuden Mit-
gliedern betrug 1:19 -und 2 Obleute, außerdem (1955) 70
Betriebsräte-davon waren 50 organisiert. InEckernfördegab
es 21Vertrauensleute- dasVerhältnis zudenMitgliedern war
1:35, die Zahlder Betriebsräte bei derIGMetallbetrug dort
24, davon waren 20 organisiert.50

Die Gewerkschafter Hinrieh Harms und Karl Langmaack
weisen darauf hin, daß in der Maschinenfabrik Friedrich Kö-
sterKG.nureinenTaglang die Arbeit ruhte.KarlLangmaack
berichtet:

„FriedrichKöstersagte:,EshatkeinenSinn,daß ihram Streik
teilnehmt.Wirhabenviele Aufträge, dieerledigt werdenmüssen.
Ihr braucht nichtzustreiken:Die Verbesserungen bekommt ihr
doch ohnehin'-FriedrichKösterwarnämlichnichtorganisiert:
Er war nicht im Arbeitgeberverband. So konnteer seinen eige-
nen Weg gehen".51

Wilhelm Knop entstammt einer Familie mit einer langen
Gewerkschaftstradition: Sein Vater war 50 Jahre gewerk-
schaftlich organisiert,möglicherweisehat er den Transportar-
beiterverbandsogarmitgegründet, 1918 warer imArbeiterrat.
SeineMutter war 40Jahre Gewerkschaftsmitglied, alleseine 3
Geschwister sind auch Gewerkschafter, und er selbst ist seit
über 60 Jahrengewerkschaftlich organisiert. Er stellt dieLage
beider Niederdeutschen Optik GmbH inEckernfördedar:

„Weil den Streikforderungen dortsofort stattgegeben wurde,
kam es nicht zum Streik. Wir waren in dem Betrieb als IG

50Dokumentation, S.55.
51 InterviewmitKarlLangmaackvom
Mai1985.
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Metaller gut organisiert. -Die Produktion waraufdieHerstel-
lung von Brillengläsern spezialisiert."52

Dieses1947 inBrake-Ünterweser neugegründete Unterneh-
men verlagerte sichEnde1951nachEckernfördeund beschäf-
tigte Mitte der 50er Jahre 70 Arbeitnehmer - davon 60%
Heimatvertriebene. Eshatteaufdem ehemaligen Geländeder
TVA-Süd seinen Standort.

InRendsburg war 1956 das Organisationsverhältnis niedri-
ger alsindenanderenVerwaltungsstellen Schleswig-Holsteins.
Von6290beschäftigten Arbeiternwaren 2862organisiert: Das
sind 45,5%.52a Inder Dokumentation heißt es weiter:

„In Rendsburg kommt dieses schlechte Verhältnis dadurch
zustande, daß dieBelegschaft der Carlshütte sehr schlechtorga-
nisiert ist."53

Die Situation der IG Metall wurde zudem dadurch er-
schwert, daß Dr.Schütte, der VorsitzendedesArbeitgeberver-
bandes der Metallindustrie in denKammerbezirken Kiel und
Flensburg kaufmännischer Direktor dieses größten metallver-
arbeitendenBetriebeswar.DerBetriebwurdenichtmit inden
Streik einbezogen-durch Streikunmittelbar vor seinenAugen
hätte Dr. Schütte vielleicht zu einer konzilianteren Haltung
bewegt werden können-,und der Arbeitgeberverband wollte
hier beweisen, daß die Arbeitswilligkeit im Grunde sehr groß
sei.

Bereitsam 29.Oktober 1956 führten die Arbeitgeber inder
Carlshütte ineigener Regie eine Abstimmung durch-mit der
Absicht, die Belegschaft zu spalten und die Arbeiter einzu-
schüchtern. Die Alternative war:

„Ichbin für arbeiten-ich binfür Streik"
DieVorbereitung für dieAbstimmung waramSonntag,dem

28.Oktober, zwischen Frau Ahlmann (Inhaberin) und den
Werkmeistern besprochen worden.Die Verwaltungsstelle der
IGMetallwurde über dieseBesprechungnicht informiert.Paul
Hinz,Mitglieddes Betriebsrates seit dem1.Juni1956, zeigt die
damalige Initiative desBetriebsrates auf:

JNir haben beim 1. Betriebsratsvorsitzenden, Karl Böge,
durchzusetzen versucht, sofort eine einstweilige Verfügung zu
erreichen, damit das nicht zum Tragen kommt: Wir hatten ja
schonander 1. Urabstimmung teilgenommen. Dashat er abge-
lehnt. Zugleich haben wir uns auch an die Gewerkschaft ge-
wandt: Jedoch dort ebenfalls keine Unterstützung bekom-
men.

"54

Die Werkmeister, inderMehrzahl inderDAGorganisiert,
leitetenund kontrolliertendaraufhindie Abstimmung. Einge-
leitetwurdeder Aufruf zurBeteiligungan dieser Stimmabgabe
mit der Drohung, man sehe sich gezwungen, im Verlauf des
Streiks andere Maßnahmen zu ergreifen. In einem Aushang
forderte der Betriebsrat dieBelegschaft auf, sich nicht an der
Abstimmung zu beteiligen. Trotzdemgingen die meisten Ar-
beitnehmer zur Wahlurne. Die Werkmeister kontrollierten
nunprompt anhand vonListen, wer teilgenommen hatteund
wer nicht. Dadurch wurde zusätzlicher Druck auf die Arbeit-
nehmer ausgeübt. Das Ergebnis war: Beschäftigte Arbeiter:

52 Interview mit Wilhelm Knop vom
Mai 1985.
52" Dokumentation,S. 51.
53 Dokumentation,S. 55.
54 Interview mit Paul Hinz vom Okt.
1985.
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